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Vorblatt 


Vertragsgesetz 

zu dem Vertrag vom 12. August 1970 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Zielsetzung 

Der Vertrag soll der Verbesserung der Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken und damit auch der Sicherung des 
Friedens in Europa dienen. 


B. Lösung 

Der Vertrag ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 5). Der Gesetz- 
entwurf trägt diesem Erfordernis Rechnung. Er enthält das 
Vertragsgesetz mit Begründung, den Text des Vertrages in 
deutscher und russischer Sprache sowie die Texte der dazu ge- 
hörigen Urkunden (Brief zur deutschen Einheit, Notenwechsel 
mit den drei Westmächten) und die Denkschrift zum Vertrag 
nebst Anlagen. 


C. Alternativen 

Die Minderheit ist der Meinung, das Vertragsgesetz ablehnen 
zu müssen. 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. August 1970 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken 

— Drucksache VI/3156 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Achenbach und Dr. Heck 


Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
12. August 1970 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken — Drucksache VI/3156 — wurde 
in der 173. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
25. Februar 1972 dem Auswärtigen Ausschuß feder- 
führend und dem Rechtsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für innerdeutsche Be- 
ziehungen wurde in der Sitzung des Auswärtigen 
Ausschusses vom 2. März 1972 gebeten, sich gut- 
achtlich zu äußern. Die Stellungnahme des mit- 
beratenden Rechtsausschusses ist diesem Schrift- 
lichen Bericht als Anlage 1, die gutachtliche Stellung- 
nahme des Ausschusses für innerdeutsche Beziehun- 
gen ist diesem Schriftlichen Bericht als Anlage 2 
beigefügt. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf 
in insgesamt neun Sitzungen beraten. 


I. Mehrheitsauffassung 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Achenbach 

Der Ausschuß für Auswärtige Angelegenheiten 
des Bundestages hat den Vertrag vom 12. August 
1970 zwischen der BRD und der UdSSR eingehend 
geprüft. 


Er ist zu dem Ergebnis gekommen, dem Plenum 
des Bundestages die Annahme des Entwurfs des 
Zustimmungsgesetzes zu empfehlen, da gegen das 
Vertragswerk weder rechtlich noch politisch begrün- 
dete Bedenken bestehen. 

Der Ausschuß hält die Darlegungen der Bundes- 
regierung in ihrer Denkschrift zu dem Zustimmungs- 
gesetz — Drucksache VI/3156 — sowie die in der 
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellung- 
nahme des Bundesrates enthaltenen Argumente für 
richtig. Er stützt sich außerdem auf die Voten des 
Rechtsausschusses, der den Vertrag unter völker- 
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Gesichts- 
punkten geprüft hat. 


Inhalt und Interpretation des Moskauer Vertrages 
vom 12. August 1970 

A. Präambel 

Im ersten Satz der Präambel bekunden die 
Vertragspartner ihr Bestreben, zur Sicherung des 
Friedens in Europa beizutragen. 

Im zweiten Absatz geben die Vertragspartner 
ihrer Überzeugung Ausdruck, daß die friedliche Zu- 
sammenarbeit zwischen den Staaten auf der Grund- 
lage der Ziele der Charta der Vereinten Nationen 
dem sehnlichen Wunsche der Völker und den all- 
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gemeinen Interessen des internationalen Friedens j 
entspricht. 

Zu den Zielen und Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen gehören bekanntlich insbeson- 
dere die Grundsätze der Selbstbestimmung, der 
friedlichen Regelung von Streitfragen, der souve- 
ränen Gleichheit von Staaten und der Achtung der 
Menschenrechte. 

Entsprechend den beiden ersten Absätzen der 
Präambel bekräftigen die Vertragspartner im ersten 
Absatz des Artikels 1 die Notwendigkeit, den inter- 
nationalen Frieden aufrechtzuerhalten und die Ent- 
spannung zu erreichen. Sie erklären, daß sie gerade 
dies als wichtiges Ziel ihrer Politik ansehen. 

Die in den beiden ersten Absätzen der Präambel 
und im ersten Absatz des Artikels 1 des Moskauer 
Vertrages niedergelegten Zielsetzungen entsprechen 
der Politik der früheren Bundesregierungen. Die ! 
Politik der Bundesrepublik Deutschland hat stets 
den Frieden als ihr oberstes Ziel betrachtet. Alle 
Regierungen der Bundesrepublik haben stets die 
Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen als auch für ihre Politik verbindlich an- 
gesehen. 

In dem dritten Absatz der Präambel erinnern die 
Vertragspartner an die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zwischen der BRD und der UdSSR, die 
durch den Briefwechsel zwischen dem damaligen 
sowjetischen Ministerpräsidenten Bulganin und dem 
damaligen Bundeskanzler Adenauer vom 13. Sep- 
tember 1955 vereinbart und anschließend verwirk- 
licht wurde. Die Vereinbarung vom 13. September | 
1955, die aufgrund des Artikels 4 nach wie vor 
gültig und vom Moskauer Vertrag unberührt bleibt, j 
sollte gerade unter den anderen Zielsetzungen des ■ 
Vertrages deshalb erwähnt und unterstrichen wer- j 
den, weil in dem die Vereinbarung bildenden Aus- j 
tausch von gleichlautenden Briefen zwischen dem | 
damaligen Bundeskanzler Adenauer und dem da- ! 
maligen sowjetischen Ministerpräsidenten Bulganin j 
die Erwartung ausgesprochen wurde, daß die „Her- 
Stellung und Entwicklung normaler Beziehungen | 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der | 
Sowjetunion zur Lösung der ungeklärten Fragen, ! 
die das ganze Deutschland betreffen, beitragen wird 
und damit auch zur Lösung des gesamten nationalen 
Hauptproblems des deutschen Volkes — der Wieder- 
herstellung der Einheit eines deutschen demokra- 
tischen Staates — verhelfen wird." 

Der Artikel 4 der Präambel weist in die Zukunft 
und zeigt, daß der Vertrag vom 12. August 1970 nur 
ein Ausgangspunkt und eine Grundlage ist für wei- 
tere in vertraglicher Form zu treffende Vereinba- 
rungen für die Verbesserung und Erweiterung der 
Zusammenarbeit zwischen den Vertragspartnern auf 
allen Gebieten, wobei beispielhaft gerade auch die 
Verbesserung und Erweiterung der wirtschaftlichen 
Beziehungen sowie der wissenschaftlichen, wirt- 
schaftlichen und kulturellen Verbindungen erwähnt 
werden. 

Nach den vorstehenden Darlegungen ergibt sich 
zwingend die Schlußfolgerung, daß gegen die Prä- 
ambel keinerlei Bedenken möglich sind. i 


B. Artikel 1 

Das gleiche gilt mit Sicherheit für den bereits er- 
wähnten Absatz 1 dieses Artikels betreffend die 
Notwendigkeit, den internationalen Frieden auf- 
rechtzuerhalten und die Entspannung zu erreichen. 

Was den zweiten Absatz des Artikel 1 angeht, in 
dem die Vertragspartner ihr Bestreben bekunden, 
die Normalisierung der Lage in Europa und die Ver- 
wirklichung friedlicher Beziehungen zu allen euro- 
päischen Staaten zu fördern und weiter erklären, 
daß sie bei dieser Absicht von der in diesem Raum 
bestehenden, wirklichen Lage ausgehen, so ist nach 
den zwingenden Gesetzen der Logik klar, daß beide 
Vertragspartner die jetzt in Europa bestehende Lage 
nicht als normal ansehen, sondern als normalisie- 
rungsbedürftig. Dabei weiß unzweifelhaft der russi- 
sche Vertragspartner, daß die deutsche Seite die 
deutsche Spaltung — als nicht von den Deutschen 
selbst herbeigeführt, sondern ihnen nach dem ver- 
lorenen Krieg von außen aufgezwungen — nicht als 
normal ansieht, die Wiedervereinigung der Deut- 
schen in einem Staat aufgrund des Selbstbestim- 
mungsrechtes wünscht und herbeisehnt und der fe- 
sten Überzeugung ist, daß eine auf friedliche Weise 
herbeigeführte deutsche Wiedervereinigung keine 
legitimen Interessen irgend eines anderen Volkes 
verletzt. Daß auch das Vier-Mächte-Abkommen 
über Berlin noch nicht eine dauerhafte, normale, mit 
der elementaren Selbstachtung der Deutschen zu 
vereinbarende Lage geschaffen hat und daß auch 
hier in einem Friedensvertrag ein Normalisierungs- 
bedürfnis befriedigt werden muß, ist dem russi- 
schen Vertragspartner ebenfalls bekannt. 

Unzweifelhaft hat der russische Vertragspartner, 
da dies nicht Gegenstand des Vertrages vom 
12. August 1970 ist und auch nicht sein konnte, nicht 
verbindlich zugesagt, die von uns als legitim ange- 
sehenen Wünsche jetzt und heute zu erfüllen. 

Die deutsche Hoffnung, daß sich auch die Sowjet- 
union eines Tages wie unsere westlichen Verbünde- 
ten in den Pariser Verträgen bereit finden könnte, 
die deutsche Wiedervereinigung zu fördern und nicht 
zu verhindern, wird jedenfalls durch diesen Vertrag 
nicht erstickt oder beseitigt. Vielmehr ist dieser 
Vertrag, der statt der Atmosphäre des Mißtrauens 
eine Atmosphäre des Vertrauens zwischen den Ver- 
tragspartnern herbeiführen soll, die notwendige 
Voraussetzung dafür, daß die deutsche Hoffnung 
auf Wiedervereinigung doch in absehbarer Zeit eine 
reale Chance zu ihrer Verwirklichung erhält. 


C. Artikel 2 

In Artikel 2 des Vertrages verpflichten sich die 
beiden Vertragspartner, ihre Streitfragen ausschließ- 
lich mit friedlichen Mitteln zu lösen und sich in Fra- 
gen, die die Sicherheit in Europa und die internatio- 
nale Sicherheit berühren, sowie in ihren gegensei- 
tigen Beziehungen gemäß Artikel 2 der Charta der 
Vereinten Nationen der Drohung mit Gewalt oder 
der Anwendung von Gewalt zu enthalten. Der Ver- 
zicht auf Gewalt gilt ausnahmslos. Die Sowjetunion 
kann sich auch nicht mehr berufen auf die Artikel 53 
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und 107 der Charta der Vereinten Nationen. Dies j 
ergibt sich sowohl aus den allgemeinen Auslegungs- 
grundsätzen wie insbesondere aus Anlage 2 der 
Denkschrift der Bundesregierung zu dem Zustim- 
mungsgesetz. Dort wird im Einverständnis mit dem 
sowjetischen Außenminister Gromyko seine fol- 1 
gende Äußerung in den Verhandlungen mit dem 
Bundesminister des Auswärtigen am 29. Juli 1970 
abgedruckt: 

,Die zweite prinzipielle Frage, in der wir Ihnen 
entgegengekommen sind, ist der Gewaltverzicht j 
unter Berücksichtigung der UNO-Satzung. Wir ver- ; 
stehen Ihr Interesse an dieser Frage. Die Geschichte ; 
kann man nicht widerrufen. Aus ihr folgte eine Be- j 
Stimmung der UNO-Satzung. Wir haben uns trotz- I 
dem entschlossen, mit Ihnen einen Gewaltverzicht 
abzuschließen, d. h. die Verpflichtung zu überneh- : 
men und sie zu ratifizieren. In dem von uns ange- ; 
nommenen Text steht das Wort „ausschließlich" 
(mit friedlichen Mitteln). Wir haben keinerlei Aus- ; 
nahmen vorgesehen. Das ist unsere Antwort auf 
Ihre innenpolitische Diskussion. Ich betone erneut ! 
das Wort „ausschließlich". Glauben Sie, daß das für 
uns nur ein Fetzen Papier ist? Das ist es nicht.' 

Diese Äußerung ist eindeutig und läßt nach Treu 1 
und Glauben keinerlei Raum für irgendeine andere 
Auslegung. 

D. Artikel 3 

Artikel 3 ist durch seinen Einleitungssatz, um den ' 
in beiderseitiger klarer Erkenntnis seiner Bedeu- j 
tung in den Verhandlungen in Moskau hart gerun- | 
gen wurde, eng mit Artikel 2 verbunden. 

Die Worte „in Übereinstimmung mit den vorste- 
henden Zielen und Grundsätzen", d. h. also in Über- 
einstimmung mit der ausnahmslos geltenden Ver- j 
pflichtung beider Seiten zu Gewaltverzicht, bedeu- I 
ten eine Verdeutlichung und Konkretisierung die- 
ses Gewaltverzichts auf die Grenzen in Europa. 

Wenn auch rein juristisch die Konkretisierung 
des Gewaltverzichts in bezug auf die Grenzfragen j 
nicht erforderlich war, da ja der Gewaltverzicht des j 
Artikels 2 keinerlei Ausnahmen zuläßt, so entsprang I 
der Wunsch nach der konkreten Verdeutlichung i 
des Gewaltverzichts dem Gedanken, daß nun ein- j 
mal in der Vergangenheit Kriege nur allzu häufig : 
einem Streit gerade um Grenzfragen und den terri- 
torialen Besitzstand entsprangen. Es sollte verdeut- 
licht werden, daß, da ja auch in Zukunft über die 
Frage der deutschen Grenzen zwischen den Sieger- 
mächten und Deutschland noch gesprochen werden 
muß, da es ja noch keinen, die Grenzfragen regeln- 
den Friedensvertrag gibt, diese Frage unter allen 
Umständen nur mit friedlichen Mitteln gelöst wer- 
den soll und daß deshalb die Grenzen nicht mit Ge- 
walt angetastet werden dürfen. 

Satz 1 des Artikels 3, in dem beide Parteien fest- | 
stellen, daß der Friede in Europa nur erhalten wer- j 
den kann, wenn niemand die gegenwärtigen Gren- i 
zen antastet, ist, wie die Denkschrift der Bundes- 
regierung zu dem Zustimmungsgesetz mit Recht 
feststellt, allgemeiner Obersatz zu den nachfolgen- 
den Unterabsätzen des Artikels 3, in denen beider- j 


seitige Verpflichtungen und Erklärungen formuliert 
werden. 

Im Unterabsatz 1 verpflichten sich sowohl die 
Sowjetunion wie auch die Bundesrepublik, die terri- 
toriale Integrität aller Staaten in Europa in den 
heutigen Grenzen uneingeschränkt zu achten, d. h. 
der gegenwärtige, tatsächliche Zustand der Grenzen 
in Europa darf in keinem Falle durch Gewaltandro- 
hung oder Gewaltanwendung verändert werden. 

Wenn im zweiten Unterabsatz erklärt wird, daß 
sowohl die Sowjetunion wie die Bundesrepublik 
keine Gebietsansprüche haben und solche auch in 
Zukunft nicht erheben werden, so ist das für die 
Bundesrepublik selbstverständlich. Die Regierung 
Kiesinger/Brandt hat dies bereits früher ausgespro- 
chen. Diese Feststellung hat aber nichts zu tun mit 
der Tatsache, daß die deutschen Grenzen erst in 
einem Friedensvertrag mit Deutschland, d. h. einem 
gesamtdeutschen Souverän, festgelegt werden. Die 
Bundesrepublik will dann Bestandteil eines wieder- 
vereinigten Deutschland werden. Für sich hat sie 
keinerlei territoriale Wünsche. 

Im dritten Unterabsatz des Artikels 3 erklären 
die Bundesrepublik Deutschland und die UdSSR, daß 
sie die Grenzen aller Staaten in Europa als „unver- 
letzlich" betrachten. Diese Feststellung schließt, wie 
die mehrfach zitierte Denkschrift der Bundesregie- 
rung mit Recht ausführt, eine friedliche und ein- 
vernehmliche Berichtigung oder Änderung von Gren- 
zen nicht aus. Artikel 3 wendet sich insgesamt nur 
gegen gewaltsame Grenzänderung, wie es sich auch 
eindeutig aus den Äußerungen des sowjetischen 
Außenministers vom 29. Juli 1970 (zitiert in An- 
lage 1 zur Denkschrift) ergibt. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat durch den 
Artikel 3 keine Grenzen juristisch „anerkannt", sie 
wäre dazu aufgrund des Deutschlandvertrages mit 
den Drei-West-Mächten gemäß dessen Artikel 2 
und 7 auch gar nicht in der Lage gewesen. 

Wie im Laufe der Moskauer Verhandlungen auch 
mehrfach klar zum Ausdruck gebracht worden ist, 
berührt daher der Artikel 3 weder die Möglichkeit 
der Bundesrepublik, die Politik des europäischen 
Zusammenschlusses und der Schaffung eines ver- 
einigten Europas mit ihren Partnern in der EWG 
fortzusetzen, noch die Möglichkeit, sich einvernehm- 
lich friedlich mit der DDR zusammenzuschließen in 
Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes des deut- 
schen Volkes, das naturgemäß unverzichtbar ist. 

E. Artikel 4 

Im Artikel 4 wird ausdrücklich festgelegt, daß 
der Moskauer Vertrag vom 12. August 1970 die von 
der Bundesrepublik oder der UdSSR früher abge- 
schlossenen zwei- und mehrseitigen Verträge und 
Vereinbarungen nicht berührt. Dies gilt daher auch 
insbesondere für die Bestimmungen des Vertrages 
über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den drei Mächten vom 26. Mai 1952 
in der Fassung vom 23. Oktober 1954 (Deutschland- 
Vertrag) und insbesondere dessen Artikel 7 sowie 
die deutsch-sowjetische Vereinbarung vom 13. Sep- 
tember 1955. 
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Politische Wertung des Vertrages 

Der Moskauer Vertrag dient den nationalen 
Interessen des deutschen Volkes, den Interessen 
seiner westlichen Verbündeten und macht den Frie- 
den in Europa sicherer. Er ist der deutsche Beitrag 
zu der gemeinsamen westlichen Entspannungspoli- 
tik, wie sie in den letzten Jahren, insbesondere im 
Rahmen der NATO, konzipiert wurde. Während der 
Gesamtdauer der Verhandlungen stand die Bundes- 
regierung in ständiger enger Konsultation mit 
ihren Verbündeten. Die Verbündeten haben nicht 
nur gegen den Moskauer Vertrag keine Bedenken 
erhoben, er hat vielmehr ihre Zustimmung gefunden. 

In diesen Tagen sind 27 Jahre vergangen, seit dem 
Zeitpunkt, an dem in Europa die Feindseligkeiten 
des 2. Weltkrieges, der über viele Völker — ins- 
besondere auch über das russische und deutsche 
Volk — unendliches Leid gebracht hat, zu Ende 
gegangen ist. 

Bis heute ist es, trotz dieses langen Zeitraumes, 
immer noch nicht gelungen, unter den früheren 
Kriegsgegnern einen Friedensvertrag zu schließen, 
der von der Vernunft geleitet und frei ausgehandelt 
den Frieden in Europa auf die Dauer sichert und 
für ganz Europa die Epoche der europäischen Bür- 
gerkriege endgültig abschließt. Der Grund für die- 
sen Zustand liegt offensichtlich in der Tatsache, daß 
bald nach Beendigung der Feindseligkeiten und 
ohne, daß das deutsche Volk angesichts seiner 
Machtlosigkeit hierauf wesentlichen Einfluß gehabt 
hätte, die Spannung zwischen Ost und West und 
das wechselseitige Mißtrauen zwischen den Blöcken 
so groß wurden, daß für die Völker, insbesondere 
für das deutsche Volk, die von der Trennungslinie 
zwischen Ost und West gespalten wurden, eine 
konstruktive Lösung ihrer Probleme nicht möglich 
war. 

Seit dem Abschluß der Kuba-Krise, bei der die 
Staatsmänner der führenden Weltmächte USA und 
UdSSR erkannten, daß eine Konfrontation mit den 
heute beiden Weltmächten zur Verfügung stehen- 
den Waffen eine Katastrophe für die gesamte 
Menschheit bedeuten würde, wird zwischen den 
USA und der Sowjetunion darüber verhandelt, wie 
die Spannungen zwischen Ost und West in ver- 
nünftiger Weise abzubauen sind, um gefährliche 
Zuspitzungen, wie sie während der Kuba-Krise ent- 
standen, zu vermeiden. 

Zu dem Abbau der Spannungen zwischen Ost und 
West muß auch das deutsche Volk seinen Beitrag 
leisten, denn auch die ungelöste deutsche Frage 
enthält potentiell ähnliche Gefahren, wie sie wäh- 
rend der Kuba-Krise auftauchten. 

Das deutsche Volk kann bei einer realistischen 
Betrachtung der Weltlage seine Probleme weder 
gegen die Interessen seiner westlichen Verbünde- 
ten, insbesondere der USA, noch gegen die Inter- 
essen der Sowjetunion erreichen. Beide Seiten, West 
und Ost, müssen bereit sein, den legitimen Wün- 
schen des deutschen Volkes, insbesondere dem 
Wunsch nach Wiedervereinigung Rechnung tragen, 
in der Erkenntnis, daß eine vernünftige Lösung der 


deutschen Frage weder die Interessen der Sowjet- 
union noch die der westlichen Verbündeten beein- 
trächtigt. 

Die Westmächte haben der Bundesrepublik in 
Artikel 7 des Deutschlandsvertrages zugesichert, 
daß ein wesentliches Ziel auch ihrer Außenpolitik 
eine zwischen Deutschland und seinen ehemaligen 
Gegnern frei vereinbarte, friedensvertragliche Rege- 
lung für ganz Deutschland ist, welche die Grund- 
lage für einen dauerhaften Frieden bilden soll, und 
sie haben darüber hinaus zugesichert, daß, wie es 
das Ziel der Außenpolitik der Bundesregierung ist, 
so auch das Ziel ihrer Außenpolitik ist, nämlich ein 
wiedervereinigtes Deutschland, das eine freiheitlich- 
demokratische Verfassung ähnlich wie die Bundes- 
republik besitzt und das in die europäische Gemein- 
schaft integriert ist. 

Die Westmächte haben dieses Ziel bis heute nicht 
erreichen können, weil infolge des kalten Krieges 
in West und Ost die Zustimmung der Sowjetunion zu 
diesem Ziel nicht zu erreichen war. Diese Zustim- 
mung, um die jede Bundesregierung in der Zukunft 
mit Geduld und Beharrlichkeit die Sowjetunion 
immer wieder bitten muß, ist, das lehrt die Erfah- 
rung, nur dann zu verwirklichen, wenn die Be- 
mühungen der Weltmächte um Entspannung und 
Ausgleich Erfolg haben und wenn statt des totalen 
Mißtrauens zwischen Ost und West eine Vertrauens- 
grundlage zwischen Ost und West geschaffen wer- 
den kann, die allein geeignet ist, vernünftige ver- 
tragliche Regelungen zu ermöglichen. 

Wer sein Mißtrauen nicht überwinden kann, wer 
nicht den Mut zum Vertrauen hat, kann keine 
Vertrauensgrundlage schaffen. 

Offensichtlich haben die Staatsmänner der west- 
lichen Welt diesen Mut, und auch die Sowjetunion 
scheint sich in richtiger Erkenntnis der Weltlage 
dazu entschlossen zu haben. 

Auch wir müssen den Mut zum Vertrauen haben 
und können nicht im Mißtrauen verharren. Sonst 
geht die Weltpolitik ihren Gang ohne uns weiter 
und unsere Probleme bleiben ungelöst. 

Wenn der sowjetische Außenminister in den Ver- 
handlungen in Moskau erklärt hat, die Sowjetunion 
wünsche eine Wende in ihren Beziehungen zur Bun- 
desrepublik, die zu freundschaftlichen Beziehungen 
führen solle, so wird dieser Wunsch vom deutschen 
Volke geteilt, ja er muß von ihm geteilt werden, 
wenn es seine nationalen Interessen richtig versteht. 

Dies bedeutet nicht, daß die feste Freundschaft 
und Allianz zwischen der Bundesrepublik und ihren 
westlichen Verbündeten in irgendeiner Form an- 
getastet wird. Das Bündnis mit dem Westen ist und 
bleibt die Grundlage der Außenpolitik der Bundes- 
republik. 

Wenn nun der Wunsch zur Wende in den Be- 
ziehungen zwischen der Sowjetunion und der Bun- 
desrepublik seinen ersten konkreten Ausdruck in 
einem Vertrag gefunden hat, der in seiner juristi- 
schen Substanz nichts anderes enthält, als die feier- 
liche Verpflichtung der Vertragspartner, alle die 
zwischen ihnen bestehenden Probleme ausschließ- 
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lieh mit friedlichen Mitteln zu regeln, auf Gewalt 
und Androhung von Gewalt ausnahmslos zu ver- 
zichten und darüber hinaus die Verpflichtung zu 
Bemühungen, die Beziehungen der Vertragspartner 
auf allen Gebieten zu verbessern, so kann und muß 
einem solchen Vertrag zugestimmt werden. Es ent- 
spricht der Lebenserfahrung und der politischen 
Erfahrung — jedenfalls der des Berichterstatters; 
wie er weiß, auch der Überzeugung der Mehrheit 
des Ausschusses — daß die Ablehnung eines sol- 
chen Vertrages zumindest das Mißtrauen wieder 
neu entfacht, das seit dem Kriegsende die Lösung 
der deutschen Frage verhindert hat. 

Dies entspricht nicht den Interessen des deut- 
schen Volkes. 

Der Auswärtige Ausschuß übersieht selbstver- 
ständlich nicht, daß durch den Moskauer Vertrag 
vom 12. August 1970, angesichts seines begrenzten 
Inhalts noch keines der uns bedrückenden Pro- 
bleme — die deutsche Spaltung mit ihren tragischen 
Folgen, die Sorge um Berlin, eine vernünftige Rege- 
lung der deutschen Grenzen — sachlich befriedi- 
gend gelöst wird. Man wird auch annehmen dürfen, 
daß die heute in der Bundesrepublik und in der 
Sowjetunion bestehenden, langfristigen Zielsetzun- 
gen in wesentlichen Fragen doch nicht deckungs- 
gleich sind. Man wird auch nicht verschweigen dür- 
fen, daß die Größe der Meinungsverschiedenheiten, 
verbunden mit den zusätzlichen Schwierigkeiten, 
die sich aus den verschiedenen Gesellschaftsord- 
nungen und Ideologien ergeben, eine endgültige 
befriedigende Lösung gerade auch der deutschen 
Probleme nicht kurzfristig von heute auf morgen 
ermöglicht. Dies ist jedoch nur ein nicht unwesent- 
liches Argument mehr dafür, daß man eine auf 
Schaffung von Vertrauen gerichtete Politik sobald 
wie möglich anpackt. Schließlich hat doch das nach 
Unterzeichnung des Moskauer Vertrages aufkei- 
mende Vertrauen wesentlich dazu beigetragen — 
auch nach dem Urteil unserer westlichen Verbün- 
deten — daß das Vier-Mächte-Abkommen über 
Berlin unterzeichnet werden konnte und daß im 
Vorgriff auf sein Inkrafttreten zahlreiche Menschen 
in Ost und West die Möglichkeit zu einer Begeg- 
nung erhielten, die ihnen bisher verwehrt war. Es 
ist auch nicht zu verkennen, daß sich in der Haltung 
der Regierung der DDR eine Änderung anbahnt und 
daß Aussicht besteht, statt der gegenseitigen Ab- 
kapselung zu einem friedlichen Nebeneinander und 
mehr und mehr zu einem konstruktiven Mitein- 
ander zu kommen. 

Nicht zuletzt verdient unterstrichen zu werden 
die Bereitschaft der Sowjetunion, die engen Verbin- 
dungen zwischen West-Berlin und der Bundesrepu- 
blik anzuerkennen und die konsularische Vertre- 
tung der West-Berliner durch die Bundesrepublik 
auch bei sich und in ihrem Einflußbereich zuzu- 
lassen. 

Alle diese guten Ansätze dürfen nicht gefährdet 
werden. Nicht zuletzt muß noch einmal unterstri- 
chen werden, daß das für alle Bundesregierungen 
verbindliche Verfassungsgebot, mit friedlichen Mit- 
teln die Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
anzustreben, vom Moskauer Vertrag in keiner 


Weise beeinträchtigt wird, daß vielmehr durch ihn 
und seine voraussichtlichen Folgen die reale 
Chance der Verwirklichung dieses Verfassungs- 
gebotes erhöht wird. 

Dank der zähen Bemühungen der deutschen Ver- 
handlungsdelegation ist mit dem Moskauer Vertrag 
die „deutsche Option" eindeutig abgesichert wor- 
den. 

Hier im einzelnen: 

— In der Präambel wird das Abkommen vom 
13. September 1955 über die Aufnahme diplo- 
matischer Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der UdSSR in Bezug 
genommen. Dieses Abkommen hat in dem Brief- 
wechsel zwischen Bundeskanzler Adenauer und 
dem damaligen Ministerpräsidenten Bulganin 
seinen Niederschlag gefunden, in dem die Wie- 
derherstellung der Einheit eines deutschen 
demokratischen Staates als nationales Haupt- 
problem des deutschen Volkes bezeichnet 
wurde. 

— Dieser Briefwechsel wird auch von der Unbe- 
rührtheitsklausel des Artikels 4 des Moskauer 
Vertrages erfaßt. 

— Präambel und Artikel 2 des Vertrages verwei- 
sen auf „Grundsätze und Ziele" der Charta der 
Vereinten Nationen. Hierzu gehört bekanntlich 
der Grundsatz der Selbstbestimmung. Auf diese 
Weise wird klargestellt, daß der Grundsatz der 
Selbstbestimmung auch für die deutsch-sowjeti- 
schen Beziehungen gelten soll. 

— Nach Artikel 4 des Moskauer Vertrages bleibt 
Artikel 7 Abs. II des Deutschlandvertrages mit 
seiner Zielsetzung für eine friedensvertragliche 
Regelung für ganz Deutschland unberührt. 

— Nachdem die sowjetische Seite den Brief des 
Ministers des Auswärtigen an den sowjetischen 
Außenminister vom 12. August 1970 wider- 
spruchslos entgegengenommen hat, kann von 
ihr eine Politik, die darauf gerichtet ist, einen 
Zustand des Friedens in Europa herbeizuführen, 
in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestim- 
mung seine Einheit wiedererlangt, nicht mehr 
als vertragswidrig bezeichnet werden. 

— Schließlich hat der zum Vertrag gehörende 
Notenwechsel der Bundesregierung mit den drei 
Westmächten, der eine Erklärung des sowjeti- 
schen Außenministers einschließt, den unge- 
schmälerten Fortbestand der Rechte und Verant- 
wortlichkeiten der Vier Mächte für Berlin und 
Deutschland als Ganzes klargestellt. Damit wird 
u. a. das Fehlen eines Friedensvertrages unter- 
strichen. 

Die in den vorstehenden Punkten zum Ausdruck 
kommende „Offenhaltung der deutschen Frage" be- 
weist ebenso, wie die Unterstellung des Artikels 3 
unter den Gewaltverzichtsgedanken des Artikel 2, 
unwiderlegbar, daß es sich bei dem Moskauer Ver- 
trag um einen der europäischen Sicherung des Frie- 
dens dienenden Modus vivendi handelt, nicht jedoch 
um einen vorweggenommenen Friedensvertrag, und, 
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daß der zukünftige Friedensvertrag in keiner Weise 
präjudiziert ist. 

Die Behauptung, der Vertrag lasse ein ausgewo- 
genes Verhältnis von Leistung und Gegenleistung 
vermissen, ist abwegig. 

Beide Vertragspartner verpflichten sich zum 
Gewaltverzicht. Daß der Gewaltverzicht einer so 
hoch gerüsteten Weltmacht wie der Sowjetunion 
einen hohen Stellenwert besitzt, wird kein vernünf- 
tiger Mensch bestreiten wollen. 

Die Bundesregierung wird durch diesen Vertrag 
nicht diskriminiert. Beide Vertragspartner bekunden 
ihren guten Willen, ihre Beziehungen zu verbessern 
und dadurch dem Frieden zu dienen. Diese Bemü- 
hungen müssen mit viel Geduld und großer Beharr- 
lichkeit fortgesetzt werden, wenn der Moskauer 
Vertrag die von beiden Seiten von ihm erwarteten 
Früchte tragen soll. 

Wir vertrauen darauf, daß die Hoffnungen des 
deutschen Volkes, die sich an diesen Vertrag knüp- 
fen, nicht enttäuscht werden. Wir haben — wie 
unsere Verbündeten — den Mut zu diesem Ver- 
trauen. 


II. Minderheitsauffassung 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Heck 

1. Grundsätze, Bewertungsmaßstäbe und Bewertung 
der Verhandlungen 

Die Minderheit im Ausschuß sah sich auch nach 
den umfassenden und sorgfältigen Beratungen im 
Auswärtigen Ausschuß außerstande, dem Moskauer 
Vertrag, so wie er vorliegt, zuzustimmen. Sie geht 
mit der Mehrheit im Ausschuß von der im Grund- 
gesetz verankerten Pflicht der deutschen Außen- 
politik aus, 

daß sie dem Frieden und der Verantwortung dienen 
muß, 

daß weder Drohung noch Anwendung von Gewalt 
Mittel ihrer Politik sein können und 

daß die friedliche Zusammenarbeit mit allen Staaten 
auf der Grundlage der Ziele und Grundsätze der 
Charta der Vereinten Nationen zu gestalten sind. 

Auf dieser allgemeinen Grundlage ließ sich die 
Minderheit im Ausschuß bei der Prüfung und Be- 
wertung des Moskauer Vertrages von folgenden 
Grundsätzen leiten: 

1. Die friedliche Zusammenarbeit zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und den europäischen 
Völkern bleibt solange schweren Belastungen 
unterworfen, als dem deutschen Volk der Frie- 
densschluß nach dem 2. Weltkrieg durch einen 
Friedensvertrag verweigert wird. Deswegen 
bleibt es das Ziel der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die anormalen Verhältnisse, die der 

2. Weltkrieg Deutschland betreffend hinterlas- 
sen hat und die in der Nachkrigeszeit geschaf- 


fen wurden, durch einen Friedensvertrag zu 
überwinden. Der vorliegende Vertrag darf nicht 
Ausdruck eines Verzichts auf einen Friedens- 
vertrag sein; auch kein Ersatzfriedensvertrag 
und keine Übergangsregelung, die später durch 
einen Friedensvertrag bestätigt werden könnte; 
er kann deswegen auch nicht irgendeine Vorbe- 
reitung eines Friedensvertrags sein und in kei- 
nem Punkt und in keiner Weise irgendeine Prä- 
judizierung eines Friedensvertrages enthalten. 

2. Eine Normalisierung der Verhältnisse in Europa 
— - soweit es Deutschland betrifft — ist nicht 

! möglich, ohne daß in den Prozeß der Normalisie- 
i rung der Verhältnisse in Europa die Verwirk- 
lichung des Rechts des deutschen Volkes mitein- 
bezogen wird, selbst frei darüber zu bestimmen, 
in welcher staatlichen und gesellschaftlichen Ord- 
nung es leben will. 

3. Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist 
eine Normalisierung unserer Beziehungen zur 
Sowjetunion und zu allen ost- und südosteuro- 
päischen Staaten anzustreben, die alle Möglich- 

i keiten einer friedlichen Zusammenarbeit umfaßt. 
Die besonderen Verhältnisse zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Deutschen De- 
| mokratischen Republik gebieten es, einen ver- 
traglich gesicherten Modus vivendi' zu verein- 
baren, der diesen Grundsätzen entspricht und die 
gegebenen besonderen Verhältnisse berücksich- 
tigt. 

Die Minderheit im Ausschuß hat außerdem zur 
Prüfung und Bewertung der Verträge die Grund- 
sätze herangezogen, die nach sowjetischer Auffas- 
sung einem Gewaltverzichtsvertrag zugrunde gelegt 
werden, so wie sie in dem deutsch-sowjetischen 
Meinungsaustausch zwischen 1966 und 1969 ihren 
Ausdruck gefunden haben. 

Schon in ihrem Memorandum an die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland vom 12. Oktober 
1967, mit dem die Sowjetunion zum ersten Mal auf 
die Friedensnote der Bundesregierung vom 25. März 
1966 eingegangen ist, werden folgende grundsätz- 
liche Ziele mit dem Abschluß einer Vereinbarung 
über die Nichtanwendung von Gewalt verknüpft: 

a) Solche Vereinbarungen müßten der Herstellung 
einer friedlichen Zusammenarbeit zwischen allen 

i europäischen Staaten dienen und 

b) eine solche Politik könne nur von der realen auf 
dem europäischen Kontinent heute bestehenden 
Lage, von der territorialen Integrität der Staa- 
ten ausgehen. 

Die zwei Grundsätze, die damit genannt wur- 
den, sind unauflöslich miteinander verknüpft, das 
heißt konkret: eine friedliche Zusammenarbeit zwi- 
schen allen europäischen Staaten kann nur herge- 
, stellt werden, wenn zuvor die auf dem europäischen 
Kontinent bestehende territoriale Lage anerkannt 
j und künftighin nicht mehr in Frage gestellt wird. 
Es heißt in diesem Memorandum, das Leben ver- 
lange die bedingungslose Anerkennung der sozialisti- 
schen Rechte und Interessen der DDR; die Grenze 
zwischen der BRD und der DDR sei faktisch die 
| einzige Grenze in Europa, an der unmittelbar die 
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Gefahr der Anwendung von Gewalt entstehen 
könnte. Im zweiten Memorandum der Sowjetunion 
an die Regierung der BRD vom 27. November 1967 
wurden diese Grundsätze lediglich im einzelnen 
weiter ausgeführt: 

Die Voraussetzung für den Frieden und die 
Sicherheit in Europa sei die Unveränderlichkeit der 
in Europa entstandenen Grenzen, darunter der 
Oder-Neiße-Grenze und der Grenze der DDR. Eine 
Politik, die auf die Änderung der gegenwärtigen 
Grenzen, d. h. auf die Revision der Ergebnisse des 
2. Weltkrieges und der Nachkriegsentwicklung ge- 
richtet sei, käme der Vorbereitung zur Entfesselung 
eines neuen Krieges gleich. Die Sowjetunion strebe 
gute Beziehungen zur BRD an, die auf der in 
Europa real bestehenden Lage beruhen; sie gehe 
davon aus, daß die Erklärungen der BRD über den 
Gewaltverzicht tatsächlich den Zielen der Festigung 
des Friedens und der Sicherheit in Europa dienen 
müssen und in keiner Weise die Ergebnisse des 
2. Weltkrieges und der Nachkriegsentwicklung 
infrage stellen dürften. 

Obwohl die Bundesrepublik Deutschland mit 
ihrem aide memoire vom 9. April 1968 ihr Bedauern 
darüber ausgesprochen hat, daß ihre Politik, die 
auf die Gewährung des allen Völkern zustehenden 
Selbstbestimmungsrechtes an das deutsche Volk 
und auf eine friedliche Überwindung der unseligen 
Teilung der deutschen Nation gerichtet sei, als Ge- 
bietsansprüche oder als Revanchismus mißdeutet 
werde, und nachdrücklich zurückgewiesen hat, daß 
diese ihre Politik als eine Politik der Gebietsan- 
sprüche bezeichnet werde, beharrte die Sowjet- 
union auf ihrem Standpunkt. Daran änderte sich 
auch nichts, nachdem der Bundesminister des Aus- 
wärtigen Brandt am 24. Juli 1968 vor der NATO- 
Konferenz in Reykjavik folgende Grundsätze der 
Politik der Bundesregierung zum innerdeutschen 
Gewaltverzicht im einzelnen dargelegt und erläu- 
tert hatte: Der DDR könne nicht das Recht zuer- 
kannt werden, sich als selbständigen Staat im völ- 
kerrechtlichen Sinne zu betrachten. Eine endgültige 
Lösung der Deutschlandfrage könne erst am Ende 
eines langen Prozesses stehen. Daher müßten sich 
die beiden Teile Deutschlands um die Zwischen- 
lösung eines geregelten friedlichen Nebeneinanders 
bemühen. Die Bundesregierung sei bereit, den inner- 
deutschen Gewaltverzicht im direkten Verhältnis 
der beiden Teile Deutschlands zu bestätigen und 
auf die Probleme dieses Verhältnisses zu beziehen. 
Die besonderen Beziehungen beider deutscher Ord- 
nungen seien gekennzeichnet durch die Vorbehalts- 
rechte der Vier Mächte in bezug auf Berlin und 
Deutschland als Ganzes, die Fortgeltung der Vier- 
Mächte-Vereinbarung über die staatliche Zukunft 
des deutschen Volkes auf der Grundlage der Selbst- 
bestimmung und der friedensvertraglichen Regelung 
und durch die Feststellung beider deutscher Staa- 
ten, daß sie die Einheit der Nation respektieren und 
die friedliche Einigung anstreben. Der sowjetische 
Außenminister Gromyko hat unmittelbar danach — 
auf der Tagung des Obersten Sowjet — zum Thema 
Gewaltverzicht jedoch erneut erklärt, daß die Aus- 
klammerung der Anerkennung der bestehenden 
europäischen Grenzen als eine revanchistische Poli- 


tik und ihre Ziele als unvereinbar mit der Aufgabe 
der Erhaltung des Friedens in Europa angeprangert 
werden müßten. Ein Austausch von Erklärungen 
über die Nichtanwendung von Gewalt mit der Bun- 
desrepublik Deutschland setze eine eindeutige und 
vollständige Anerkennung der Lage in Europa vor- 
aus. Und in ihrem aide memoire vom 5. Juli 1968 
weist die Sowjetunion die Bundesregierung darauf 
hin, daß sie einen groben und gefährlichen Fehler 
mache, wenn sie immer noch auf eine Veränderung 
des Standpunktes der Sowjetunion und der anderen 
sozialistischen Länder in der Frage der europäischen 
Grenzen hoffe. Die Ergebnisse des 2. Weltkrieges 
seien unveränderlich und die Frage der Grenzen in 
Europa endgültig und unwiderruflich entschieden. Es 
gebe weder direkte Wege noch Umwege zur Revi- 
sion der in Europa entstandenen Grenzen. Die Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutschland stelle sich 
nach wie vor außenpolitische Aufgaben, deren Lö- 
sung die Gewaltandrohung oder die Gewaltanwen- 
dung voraussetze. Wenn sie bereit sei, im Interesse 
der Festigung des Friedens und der Sicherheit in 
Europa Gewaltverzichtserklärungen auszutauschen, 
so müsse sie die in Europa bestehenden Grenzen 
anerkennen und die notwendigen Schlußfolgerungen 
aus der Tatsache der Existenz zweier unabhängiger 
deutscher Staaten ziehen. Der Austausch von Ge- 
waltverzichtserklärungen müsse einen konkreten 
Inhalt haben, der dem Geist der Zeit entspreche. 

Danach konnte kein Zweifel mehr bestehen, was 
die Sowjetunion unter einem konkreten Gewaltver- 
zicht versteht. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat dement- 
sprechend auch am 12. Juli auf einer Pressekonfe- 
renz diese sowjetische Haltung dahin gehend ge- 
wertet, daß die Regierung der UdSSR offensichtlich 
der Auffassung sei, daß ein Verzicht auf Gewalt 
und auf Drohung mit Gewalt solange nicht infrage 
komme, als die Bundesrepublik Deutschland sich 
nicht bedingungslos alle einseitig von der Sowjet- 
union aufgestellten Folgerungen zu eigen mache. 

An diesem Sachverhalt hat auch der weitere 
Austausch von Papieren nichts geändert. Trotzdem 
wurde die sowjetische Antwort vom 12. Septem- 
ber 1969 auf ein neues Papier der Bundesregierung 
zum Gewaltverzicht, das am 3. Juli 1969 übergeben 
worden war, von Bundeskanzler Kiesinger und von 
Bundesaußenminister Brandt unterschiedlich gewer- 
tet. Bundeskanzler Kiesinger sah in der sowjeti- 
schen Antwort ein uneingeschränktes Beharren auf 
den alten Forderungen, was darauf hinaus laufe, 
daß Moskau weiterhin Bonn eine Kapitulation ab- 
verlange. Brandt stellte zwar ebenfalls fest, Moskau 
habe in seiner Antwort keine grundsätzliche Posi- 
tion aufgegeben, verwies aber auf den unpolemi- 
schen und sachlichen Ton. 

Nach dem Regierungswechsel im Oktober 1969 
hat die neue Bundesregierung aus dem Ergebnis des 
bisherigen Meinungsaustausches ihre Folgerungen 
gezogen. Sie hat sich bereiterklärt, die DDR als 
zweiten Staat in Deutschland und die Oder-Neiße- 
Linie als Westgrenze der Volksrepublik Polen anzu- 
erkennen. Davon ausgehend hat die Bundesregie- 
rung ihre Politik daraufhin orientiert, die deutschen 
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Interessen in die allgemeine Entspannungspolitik 
miteinzubeziehen. 

Die Minderheit des Ausschusses anerkannte das 
Bemühen der Bundesregierung, an der Entspan- 
nungspolitik mitzuwirken. Sie kam jedoch bei der 
Bewertung dieser Politik, die zur Unterschrift unter 
den Moskauer Vertrag geführt hat, zu folgendem 
Ergebnis: 

Die Bundesregierung hat sich selbst ohne Grund 
in die schwache Position des Erfolgszwanges ver- 
setzt und ausgesprochen hektisch mehr auf den 
Abschluß als auf den Inhalt der Verträge hin ver- 
handelt. Die deutsche Verhandlungsposition ist au- 
ßerdem von der Bundesregierung selbst von vorn- 
herein dadurch geschwächt worden, daß sie die 
deutschen Rechtspositionen öffentlich abgewertet 
hat. Die Minderheit im Ausschuß sieht die deutschen 
Interessen nicht in einem ausgewogenen Verhält- 
nis berücksichtigt. Auch die Minderheit nimmt Span- 
nungen, die mit einer Ablehnung dieser Verträge 
verbunden sind, ernst. Sie ist jedoch davon über- 
zeugt, daß unsere Verbündeten die freie Entschei- 
dung des Deutschen Bundestages mit allen Konse- 
quenzen respektieren werden und daß die Sowjet- 
union auch künftighin ihre gemeinsamen Inter- 
essen mit der Bundesrepublik Deutschland und ihre 
Verantwortung für den Frieden in Europa, der ohne 
eine gerechte Regelung der deutschen Frage nicht 
möglich ist, wahrnehmen und darüber zu gegebener 
Zeit erneut zu Verhandlungen mit der deutschen 
Regierung bereit sein wird. 

2. Der Vertrag 

Die wesentlichen Bedenken der Minderheit gegen- 
über dem Moskauer Vertrag konzentrierten sich auf 
die Artikel 1 und 3 ; jedoch weist schon manches Un- 
gewöhnliche in Überschrift und Präambel in die 
Richtung dieser Bedenken. 

1. Zur Überschrift stellt die Minderheit im Aus- 
schuß fest: 

a) daß die Überschrift den Anforderungen, der 
vom Auswärtigen Amt erlassenen Vorschrif- 
ten nicht genüge, 

b) daß es geboten gewesen wäre, den Vertrags- 
gegenstand in der Überschrift zu bezeichnen, 
um, wie es in der Vorschrift des Auswärti- 
gen Amtes heißt, Rechtsklarheit und Rechts- 
sicherheit zu gewährleisten, und 

c) daß kein zwingender Grund dafür genannt 
worden sei, daß der Vertragsgegenstand in 
der Überschrift des Vertrages nicht bezeich- 
net wurde. Man müsse deswegen davon aus- 
gehen, daß zwischen den Vertragsparteien 
keine Übereinstimung darüber bestand, in 
welcher Form der Vertragsgegenstand in die 
Überschrift aufgenommen werden sollte und 
welches der wesentliche Inhalt des Vertrages 
sei. 

Die Vermutung konnte nicht ausgeräumt wer- 
den, daß die Vertragsparteien deswegen auf 
eine neutrale Überschrift ausgewichen sind, weil 


sie davon ausgehen mußten, daß die Sowjetunion 
die Bezeichnung des „Gewaltverzichtsvertrages" 
nicht annehmen werde, da dieser Vertrag für sie 
mehr bedeute. 

2. In der Präambel ist von früher „verwirklichten 
gemeinsamen Maßnahmen" der beiden Vertrags- 
parteien die Rede und dabei insbesondere Bezug 
genommen auf den Abschluß des Abkommens 
vom 13. September 1955. 

Die Minderheit im Ausschuß sieht durch diese 
Würdigung der Vereinbarungen von 1955 in der 
Präambel den Briefwechsel Adenauer/Bulganin 
und das gemeinsame Kommunique von 1955 in 
zwei wichtigen Punkten nicht mehr abgedeckt: 

a) Den Alleinvertretungsanspruch der Bundes- 
republik Deutschland, den die Bundesregie- 
rung schon in der Regierungserklärung vom 
Oktober 1969 aufgegeben hat. 

b) Die Bundesregierung ist außerdem von dem 
völkerrechtlichen Konsens der Vertragspart- 
ner von 1955, wie er in dem Briefwechsel 
Adenauer/Bulganin und in dem gemeinsa- 
men Kommunique von 1955 seinen Ausdruck 
gefunden hat, abgerückt. Dort ist die deut- 
sche Frage übereinstimmend ausdrücklich in 
der Substanz als offen behandelt worden. In 
diesem Vertrag ist aus der Regierungserklä- 
rung des Bundeskanzlers vom Oktober 1969 
die Konsequenz gezogen worden: Die Bun- 
desregierung ist in der deutschen Frage den 
Forderungen der Sowjetunion entgegenge- 
kommen und hat mit dem sogenannten kon- 
kreten Gewaltverzicht, mit dem Artikel 3 
des Vertrages, hingenommen, daß die deut- 
sche Frage künftighin als Territorialfrage, 
als Gebietsfrage, als Grenzfrage gesehen 
wird. 

Des weiteren paßt der erste Teil des vierten Sat- 
zes, der die künftige Zusammenarbeit konkret 
anspricht, nicht in die Präambel; er gehört 
eigentlich in den operativen Teil des Vertrages. 
Diese Ungereimtheit bestätigt, daß von deut- 
scher Seite in Moskau offensichtlich lange Zeit 
verhandelt wurde, ohne daß zuvor im Einzelnen 
exakt festgelegt worden ist, was die Bundesre- 
gierung mit diesem Vertrag erreichen will, und 
ohne daß mit der gebotenen Sorgfalt zuvor ge- 
prüft wurde, welche Probleme die einzelnen 
Punkte aufwerfen. 

3. Zu Artikel 1 

Im Artikel 1 wird als wichtigstes Ziel festge- 
stellt, die Entspannung zu erreichen; außerdem 
wird das Bestreben bekundet, die Normalisie- 
rung der Lage in Europa und die Entwicklung 
friedlicher Beziehungen zwischen allen europä- 
ischen Staaten zu fördern. Die Minderheit der 
Ausschußmitglieder erhob gegen diese allgemein 
formulierte Vertragspflicht Bedenken. Es han- 
delt sich hier nicht um allgemeine Willensbekun- 
dungen, wie sie in einer Präambel üblich sind, 
ohne daß daraus im Einzelfall eine konkrete 
Vertragspflicht abgeleitet werden könnte. Es 
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stellt sich hier von selbst die Frage, ob die beiden 
Vertragsparteien in der Beurteilung der Ur- 
sachen übereinstimmen, von denen die Spannung 
ausgeht; denn der gemeinsame Wille, die Span- 
nung, d. h. die Ursache der Spannung zu besei- 
tigen, ist Voraussetzung dafür, daß eine gemein- , 
same Entspannungspolitik möglich ist. 

Das gleiche gilt für das gemeinsam bekundete j 
Bestreben, die Normalisierung der Lage in Eu- ] 
ropa zu fördern. Auch dazu stellt sich die Frage j 
von selbst: Haben die vertragschließenden Part- j 
ner eine gemeinsame Vorstellung von dem, was 1 
als normale Lage in Europa angestrebt werden j 
soll? 

Man wird davon ausgehen müssen, daß die bei- , 
den Vertragsparteien j 

1. die Ursachen der Spannung verschieden sehen ! 
und verschieden bewerten, so daß allenfalls j 
über Beseitigung von Sekundarfolgen der 
Spannungsursachen Übereinstimmung möglich 
ist, die eigentlichen Spannungsursachen 
selbst aber ausgeklammert bleiben, und 

2. keine Übereinstimmung zwischen den Ver- , 

tragsparteien darüber besteht, was sie unter ( 
einer normalen Lage in Europa verstehen und j 
anstreben. j 

Die Regierung hat in diesem Zusammenhang auf 
den Brief des deutschen Außenministers an den 
sowjetischen Außenminister vom 12. August 1970 
hingewiesen. In diesem Brief sei der sowjetischen 
Seite völkerrechtlich zur Kenntnis gebracht wor- 
den, daß die Bundesrepublik Deutschland in dem 
politischen Ziel des Vertrages, Entspannung zu 
erreichen und die Normalisierung der Lage in 
Europa zu fördern, keinen Widerspruch sehe zu 
dem politischen Ziel der Bundesrepublik Deutsch- 
land, auf einen Zustand des Friedens hinzuwir- 
ken, in dem das deutsche Volk in freier Selbst- 
bestimmung seine Einheit wiedererlangt. 

Die Minderheit ist der Auffassung, daß der 
Hinweis auf den Brief die Unklarheit der Ver- 
tragspflicht, die der Artikel 1 den Vertrags- 
parteien auferlegt, lediglich verschiebt, da zwi- 
schen den Vertragsparteien ebensowenig eine 
Übereinstimmung darüber besteht, was unter 
einem „Zustand des Friedens in Europa" zu ver- 
stehen ist, in dem das deutsche Volk in freier 
Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangen 
soll. Deswegen wird die Befürchtung, daß so 
allgemeine Formeln wie „Entspannung" und 
„Normalisierung der Lage in Europa" im Arti- 
kel 1 des Vertrages künftighin bei der Verwirk- 
lichung des Vertrages erhebliche Meinungsver- 
schiedenheiten auslösen müssen, durch den Hin- 
weis auf den Brief des deutschen Außenmini- 
sters an den sowjetischen Außenminister nicht j 
beseitigt, sondern eher verstärkt. 

Ausführlich wurde auch darüber gesprochen, ob | 
die Vertragsparteien das gleiche verstehen j 
unter der Verpflichtung, für die Normalisierung 
der Lage in Europa und für die Entwicklung 
friedlicher Beziehungen zwischen allen euro- 
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päischen Staaten „von der in diesem Raum be- 
stehenden wirklichen Lage auszugehen ..." 

Die Minderheit im Ausschuß hielt es für wenig 
überzeugend, daß die Sowjetunion auf dieser 
Formel bestanden haben würde, wenn sie ledig- 
lich eine bare Selbstverständlichkeit zum Ausdruck 
bringen sollte. Die Sowjetunion hat über den 
ganzen Meinungsaustausch hinweg immer wie- 
der erklärt, die Ergebnisse des 2. Weltkrieges 
seien unveränderlich und die Frage der Gren- 
zen in Europa endgültig und unwiderruflich ent- 
schieden. Es gebe keinen anderen Weg, Erklä- 
rungen über Nichtgewaltanwendung auszutau- 
schen als die Anerkennung der bestehenden 
Grenzen. Bei der Formulierung von der „in die- 
sem Raum bestehenden wirklichen Lage" han- 
delt es sich um einen Terminus der sowjetischen 
Diplomatie, der dem Faktischen eine Rechts- 
qualität geben und mit der die gültige Vier- 
Mächte-Verantwortung unterlaufen werden soll. 
Diese Formel soll offensichtlich einen Zustand 
bezeichnen, der entgegen völkerrechtlich gülti- 
gen Abmachungen sich entwickelt hat bzw. her- 
beigeführt wurde, durch den diese in entspre- 
chendem Umfang obsolet geworden seien. Diese 
Formel wird von der sowjetischen Diplomatie 
gebraucht, um den neuen Zustand als Völker- 
rechtswirklichkeit zu bezeichnen, die an Stelle 
des obsolet gewordenen Völkerrechts tritt. 

Die Minderheit sieht in der Tatsache, daß die 
sowjetische Seite auf der Einfügung dieser For- 
mel im operativen Teil des Vertrages bestand, 
eine Bestätigung ihrer Befürchtung, daß die 
Sowjetunion bei der Abfassung des Vertrags 
lediglich auf die Verwendung des Begriffs „An- 
erkennung" verzichtet hat, im übrigen aber auf 
ihrem Standpunkt verharrte, daß es ohne die 
Anerkennung der bestehenden Grenzen keinen 
Gewaltverzicht gäbe und damit nur die Anerken- 
nung der in diesem Raum bestehenden wirk- 
lichen Lage die Grundlage für die Normalisie- 
rung der Lage in Europa sein könne. 

Zu Artikel 3 

Die Minderheit im Ausschuß hält die Unter- 
scheidung zwischen einem abstrakten und einem 
konkreten Gewaltverzicht, die der Konstruktion 
des Moskauer Vertrages zugrundeliegt, der 
Sache nach für widersinnig. 

Wenn die Sowjetunion lediglich darauf Wert 
gelegt hätte, den Gewaltverzicht „expressis 
verbis" auf die bestehende territoriale Lage, 
d. h. auf die gegenwärtig in Europa vorhandenen 
Grenzen zu beziehen, dann ist nicht verständlich, 
daß dies in einem eigenen Vertragsartikel so 
umständlich und mehrdeutig geschehen ist. Eine 
einfache und eindeutige Art und Weise, diesem 
Wunsch zu entsprechen, wäre gewesen, dem 
Artikel 2 einen weiteren Satz anzufügen, der etwa 
folgendermaßen hätte lauten können: „Dies gilt 
insbesondere für die deutsche Grenze mit der 
Volksrepublik Polen und für alle Fragen, die 
sich aus dem ungelösten deutschen Problem 
ergeben". 


4. 
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Eine Formulierung, die inhaltlich in etwa das { 
gleiche besagt hätte, ist offensichtlich innerhalb 
des Artikels 2 nicht möglich gewesen, weil die 
Sowjetunion unter Konkretisierung des Gewalt- 
verzichts auf die Grenzen von vornherein die 1 
Anerkennung dieser Grenzen und deswegen da- 
für einen eigenen Artikel gefordert hat. Für die 
Sowjetunion wäre ein Vertrag, dessen Inhalt sich j 
auf die Verpflichtung der Vertragspartner be- j 
schränken würde, auf Gewaltanwendung oder 
auf Gewaltandrohung zu verzichten, einfach sinn- 
los, wie Außenminister Gromyko vor der Außen- j 
politischen Kommission des Obersten Sowjet er- 
klärt hat. Ein konkreter Bezug des Gewaltver- ; 
zichts auf die Grenzen, insbesondere auf die pol- 
nische Westgrenze und auf die innerdeutsche 
Grenzlinie zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Repu- j 
blik würde die entscheidende Forderung der So- 1 
wjetunion in der Tat ausklammern. Diese Forde- 
rung hat Gromyko ebenfalls vor der Außenpoli- j 
tischen Kommission des Obersten Sowjet wäh- : 
rend der Aussprache zur Ratifizierung des Ver- ! 
träges unmißverständlich wiederholt und damit 
eindeutig zum Ausdruck gebracht, wie die So- 
wjetunion den Artikel 3 versteht. Danach kann 
für die Sowjetunion nur die Anerkennung und* 
Respektierung der europäischen Realitäten durch 
die Bundesrepublik, und zwar heute und künftig, 
die Grundlage für die Normalisierung der Be- 
ziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu 
anderen Ländern sein. Zu einer Normalisierung 
der Beziehungen verpflichtet aber der Artikel 1 
des Vertrages. 

Was die Sowjetunion wollte, war nicht eine ver- 
tragliche Abmachung darüber, daß Grenzen — 
das gilt auch für die innerdeutsche Grenzlinie 
nicht mit Gewalt verändert oder unter Andro- 
hung von Gewalt in Frage gestellt werden; das 
allein wäre für die Sowjetunion sinnlos. Um was 
es der Sowjetunion ging und geht, ist, daß die 
gegenwärtigen Grenzen überhaupt nicht mehr in 
Frage gestellt, sondern anerkannt und respek- 
tiert werden. Es ist der deutschen Delegation 
offensichtlich gelungen, die Sowjetunion davon 
zu überzeugen, daß eine direkte, expressis verbis 
zu vollziehende völkerrechtlich wirksame An- 
erkennung der Grenzen der DDR und der Oder- 
Neiße-Linie als polnische Westgrenze einen Vor- 
griff auf einen Friedensvertrag bedeuten würde 
und aus verfassungsrechtlichen Gründen, aber 
auch, weil dies in die Vorbehaltsrechte der Al- 
liierten eingreifen würde, nicht möglich sei. Die 
Sowjetunion sieht offensichtlich mit dieser ver- 
balen Einschränkung ihre Forderungen in dem 
Artikel 3 der Sache nach voll erfüllt. 

Unklar ist weiter, was unter dem Begriff „an- 
tasten'' zu verstehen ist. Die Aussage, der Friede 
in Europa könne nur erhalten werden, wenn nie- 
mand die gegenwärtigen Grenzen „mit Gewalt 
bzw. durch Androhung von Gewalt antastet", 
entspricht einer Selbstverständlichkeit, die be- 
sonders zu erwähnen ohne Sinn wäre. 

Dem Begriff des „konkreten Gewaltverzichts" 
wie ihn die Sowjetunion versteht, wird der Be- 


griff „antasten" nur gerecht, wenn er das Verän- 
dern-Wollen von Grenzen mit jedmöglichem Mit- 
tel zum Ausdruck bringen soll, z. B. auch eine 
Politik, die mit der Teilung Deutschlands die 
innerdeutsche Grenzlinie überwinden will. 

Die dreifache Formulierung, mit der der Gewalt- 
verzicht konkret auf die Grenzen bezogen wer- 
den soll, bringt zum Ausdruck, welches Gewicht 
die Sowjetunion der völkerrechtlichen Legali- 
sierung der bestehenden wirklichen Lage in 
Europa beimißt, ohne dafür den Begriff „An- 
erkennung" zu verwenden. Es ist an sich unsin- 
nig, Gewaltverzichtserklärungen auszutauschen 
und darin nicht die selbstverständliche Pflicht zu 
sehen, die territoriale Integrität eines Staates 
vor allem unter Verzicht auf Androhung oder 
Anwendung von Gewalt zu achten, oder die 
Grenzen nicht unter Anwendung bzw. Andro- 
hung von Gewalt zu verletzen. Gebietsansprüche 
kann man zwar mit Gewalt oder unter Anwen- 
dung von Gewalt durchsetzen wollen. Gebiets- 
ansprüche zu haben bzw. zu erheben hat jedoch 
mit Anwendung von Gewalt oder Androhung von 
Gewalt nichts zu tun. Dem kommt besondere Be- 
deutung deswegen zu, weil dieser Vertrag die 
deutsche Frage zu einem Gebiets- und Grenzpro- 
blem umfunktioniert. Die Minderheit sieht vor 
allem in diesem Artikel 3 ihre Befürchtung bestä- 
tigt, daß die Sowjetunion in dem vorliegenden 
Vertrag in erster Linie die völkerrechtlich ver- 
bindliche Anerkennung des Status quo für die in 
dem Vertrag vereinbarte Politik der Normalisie- 
rung der bestehenden wirklichen Lage sieht, 
deren Ziel es ist, den Status quo endgültig zur 
territorialen Basis eines kollektiven europäischen 
Sicherheitssystems zu machen. 

5. Beurteilung des Vertrages 

Zusammenfassend kam die Minderheit im Aus- 
schuß zu folgender Wertung des Moskauer Ver- 
trages: 

Die Sowjetunion versteht und interpretiert die- 
sen Vertrag offensichtlich von ihrer anderen 
Zielsetzung und von ihren anderen Rechtsauffas- 
sungen her anders als die Bundesregierung. Für 
die Sowjetunion ist dieser Vertrag der Erfolg 
ihrer konsequent durchgeführten Deutschland- 
politik und entspricht den gemeinsamen Ziel- 
setzungen der Warschauer Paktmächte. Danach 
bewirkt der Vertrag eine völkerrechtliche Lega- 
lisierung des Status quo, der sogenannten in 
Europa bestehenden wirklichen Lage. Er legt der 
Bundesrepublik Deutschland die völkerrechtlich 
verbindliche Pflicht auf, diese „bestehende wirk- 
liche Lage" als Grundlage für eine Politik an- 
zuerkennen, deren Ziel es ist, auf dieser Grund- 
lage die Normalisierung der Lage in Europa an- 
zustreben. Der Vertrag schafft dafür die völker- 
rechtlich anerkannte territoriale Grundlage, ohne 
daß damit gleichzeitig völkerrechtlich die deut- 
schen Grenzen im Sinne eines Friedensvertrages 
sozusagen im Vorgriff geregelt würden. Damit 
bleibt zwar die deutsche Frage völkerrechtlich 
in bezug auf einen Friedensvertrag formal offen; 
sie wird jedoch in der Sache ebenso völkerrecht- 
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lieh verbindlich auf eine Normalisierung der Lage 
in Europa auf den Status quo hin zementiert. 

Angesichts der Tatsache, daß nicht ersichtlich ist, 
daß die Sowjetunion die Ziele ihrer Deutschland- 
politik geändert hätte, Ziele, wie sie im Pots- 
damer Abkommen und in der sowjetischen Poli- 
tik seit 1945 ihren Ausdruck gefunden haben, 
und angesichts der Tatsache, daß die Bundes- 
regierung nach wie vor das entgegengesetzte 
Ziel verfolgt, nämlich die staatliche Einheit des 
deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung 
herbeizuführen, sieht die Minderheit in diesem 


Vertrag mehr eine Bestätigung der sowjetischen 
Deutschlandpolitik und der völkerrechtlichen 
Zementierung der Erfolge dieser Politik als eine 
Basis für eine Normalisierung der Verhältnisse 
in Europa. Die Minderheit ist deswegen zu der 
Überzeugung gekommen, daß dieser Vertrag 
künftighin eher Anlaß für neue Spannungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
UdSSR geben würde und daß die Verantwortung 
der Bundesrepublik für die Sicherheit und die 
Interessen des ganzen deutschen Volkes ohne 
diesen Vertrag besser wahrgenommen werden 
können. 


Bonn, den 28. April 1972 

Dr. Achenbach Dr. Heck 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 3 1 56 — un- 
verändert anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 28. April 1972 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Vorsitzender 


Dr. Achenbach Dr. Heck 

Berichterstatter 
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Anlage 1 


Stellungnahme 

des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 


Der Rechtsausschuß hat das ihm zur Mitberatung 
überwiesene Vertragsgesetz zum Moskauer Vertrag 
(MV) in vertraulichen Sitzungen vom 1., 2., 3., 15. , 
16. und 17. März und 10. und 11. April 1972 (insge- 
samt 50 Stunden) beraten. Seine Beratung konzen- 
trierte sich auf eine völkerrechtliche und verfas- 
sungsrechtliche Überprüfung des Vertragsgesetzes 
und des Vertragswerkes. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt gegen die Stimmen 
der Ausschußmitglieder der CDU/CSU-Fraktion, das 
Vertragswerk unverändert anzunehmen. 

Die nachfolgende Stellungnahme zu dem Vertrags- 
gesetz und Vertragswerk enthält getrennt die Fest- 
stellungen der Ausschußmehrheit (Teil I, Seiten 2 
bis 8) und die abweichenden Feststellungen der Aus- 
schußminderheit (Teil II, Seiten 9 bis 18). 


I. Stellungnahme der Ausschußmehrheit 
Zur Bedeutung des Bahr-Papiers 

Der Rechtsausschuß stimmt der Erklärung der Be- 
auftragten der Bundesregierung zu, daß die bishe- 
rigen Leitsätze 5 bis 10 des Bahr-Papiers (jetzt 1 
bis 6 der Absichtserklärungen) Absichtserklärungen 
der Regierungen sind und nur die jetzt im Amt 
befindlichen Regierungen binden: 

einstimmig beschlossen 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß die bisherigen 
Leitsätze 5 bis 10 des Bahr-Papiers (jetzt 1 bis 6 
der Absichtserklärungen) von Rechts wegen nicht 
zur Auslegung des Vertrages herangezogen wer- 
den können: 

mit 13:12 Stimmen beschlossen 

Zur Präambel des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß ein Widerspruch 
zwischen Abschnitt 3 der Präambel und dem Arti- 
kel 4 des Vertrages allgemein nicht besteht und 
daß insbesondere die deutsch-sowjetischen Verein- 
barungen von 1955 durch die Präambel nicht einge- 
schränkt oder gar aufgehoben werden und daß inso- 
weit dieser Passus der Präambel nicht im Wider- 
spruch zu unserem Ziel der Wiedervereinigung 
Deutschlands steht: 

mit 13 : 12 Stimmen beschlossen 

Zu Artikel 1 des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß Artikel 1 Abs. 1 
des Moskauer Vertrages weder gegen das Grund- 


gesetz verstößt noch völkerrechtlichen Bedenken 
begegnet, daß er im Gegenteil nach Auffassung des 
Rechtsausschusses als eine gelungene Ausfüllung 
von Artikel 26 Abs. 1 GG anzusehen ist: 

mit 13 : 12 Stimmen beschlossen 

Zu Artikel 1 Abs. 2 des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß Artikel 1 Abs. 2 
des Moskauer Vertrages einen politischen Schwer- 
punkt des Vertrages darstellt, der seiner Bedeutung 
wegen in den sogenannten „operativen Teil“ des 
Vertrages aufgenommen wurde. Die Vorschrift stellt 
ein rechtliches Hindernis weder für die Fortsetzung 
der europäischen Einigungspolitik noch für die Poli- 
tik einer Verwirklichung des Selbstbestimmungs- 
rechts aller Deutschen dar: 

mit 13 : 12 Stimmen beschlossen 

Zu Artikel 2 des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß — unbeschadet 
der Tatsache, daß es ausweichlich der 1970 gegebe- 
nen offiziellen Interpretation der UN-Charta durch 
den Generalsekretär U Thant jemals überhaupt 
nach den Artikeln 53 und 107 nur ein gemeinsames 
Interventionsrecht der an der Niederwerfung 
Deutschlands beteiligten Mächte, niemals aber das 
Recht einer einzelnen derartigen Macht zur Inter- 
vention gegeben hat — nach Artikel 2 des Mos- 
kauer Vertrages von Rechts wegen keine Ausnahme 
von dem Gewaltverzicht zwischen der Sowjetunion 
und der Bundesrepublik Deutschland möglich und 
zulässig ist: 

einstimmig bei 12 Enthaltungen beschlossen 

Zu Artikel 3 des Vertrages 

Der Rechtsausschuß empfiehlt dem federführenden 
Auswärtigen Ausschuß eine dem russischen Origi- 
naltext entsprechende Druckfassung des Artikels 3 
des Moskauer Vertrages dem Plenum vorzulegen: 

mit 12 : 11 Stimmen bei zwei Enthaltungen be- 
schlossen 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß der Moskauer 
Vertrag keine unmittelbaren Wirkungen für und 
gegen Einzelpersonen sowie Personengruppen inner- 
halb der Bundesrepublik Deutschland entfalten kann 
und den Organen der Bundesrepublik Deutschland 
keine Verpflichtungen zu einem bestimmten Verhal- 
ten gegenüber Personen oder Personengruppen 
innerhalb der Bundesrepublik auferlegt: 

einstimmig beschlossen 
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Der Rechtsausschuß stellt fest, daß Artikel 3 durch 
seine im ersten Satz erfolgende Anknüpfung an die 
Artikel 1 und 2 eine Konkretisierung des Gewalt- 
verzichts darstellt. Unterabsatz 2 geht zwar in ge- 
wissem Umfang über die Erklärung eines solchen 
konkretisierten Gewaltverzichts hinaus, erklärt aber 
nur, daß die Bundesrepublik sich verpflichtet, kei- 
nen Gebietsanspruch darauf zu erheben, den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes über einen bisheri- 
gen territorialen Umfang hinaus auszudehnen: 

mit 13:12 Stimmen beschlossen ! 

j 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß die Regelung der j 
Frage des Selbstbestimmungsrechts aller Deutschen 
keine Frage von Gebietsansprüchen ist: 

einstimmig bei 12 Enthaltungen beschlossen 

„Die Grenzen" in Unterabsatz 3 des Artikels 3 
heißt völkerrechtlich nicht Grenzen in dem Sinne, 
daß sie ausnahmslos die sie umgebenden Gebiete 
zum gegenseitigen Ausland machen. Der Unterab- 
satz 3 stellt ferner keine Legitimierung dieser Gren- 
zen dar — und zwar weder hinsichtlich ihrer Entste- 
hung noch hinsichtlich ihrer Existenz von Rechts 
wegen heute. Der Rechtsausschuß stellt ferner 
schließlich fest, daß durch den Begriff „unverletz- j 
lieh" nur die nichteinvernehmliche Veränderung der ' 
Grenzen ausgeschlossen ist. Der sogenannte „peace- | 
ful change" der Grenzen bleibt mithin zulässig: 

mit 12:11 Stimmen beschlossen 


Zur Frage der Staatsangehörigkeit j 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß der Moskauer j 
Vertrag auf die Staatsangehörigkeit Deutscher we- j 
der direkt noch indirekt, weder kollektiv noch indi- j 
viduell einen Einfluß hat: 

mit 13 : 12 Stimmen beschlossen 1 


Zu Artikel 4 des Vertrages i 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß Artikel 4 vor 
allem die Aufrechterhaltung des Deutschlandver- 
trages vom 26. Mai 1952/23. Oktober 1954 — ins- 
besondere seines Artikels 7 — und der deutsch- 
sowjetischen Vereinbarung vom 13. September 1955 j 
bedeutet, daß er aber keine Relevanz für die Frage j 
eines behaupteten sogenannten Interventionsrechtes ; 
aus den Artikeln 53 und 107 der Charta der Verein- I 
ten Nationen besitzt, da hier insoweit Artikel 2 des I 
Vertrages eine ausdrückliche Regelung dieser Ma- 
terie darstellt und somit als Lex specialis gilt: 

mit 13:12 Stimmen beschlossen 

Der Rechtsausschuß stellt fest: 

Artikel 4 des Moskauer Vertrages verpflichtet die 
Bundesrepublik nicht, West-Berlin nach Artikel 6 
des Freundschafts- und Beistandsvertrages zwischen 
der DDR und der Sowjetunion vom 12. Juni 1964 als 
selbständige politische Einheit zu betrachten. Die 
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Sowjetunion ihrerseits hat sich in Artikel 9 des 
gleichen Vertrages ihre Rechte und Pflichten aus 
„anderen internationalen Abkommen" ausdrücklich 
Vorbehalten, hierzu gehören auch ihre Rechte und 
Pflichten aus der Vier-Mächte-Verantwortung für 
Deutschland als Ganzes: 

einstimmig beschlossen 

In Wahrung dieser Rechte hat die Sowjetunion das 
Vier-Mächte-Abkommen über Berlin vom 3. Septem- 
ber 1971 abgeschlossen, in dem das Verhältnis 
West-Berlins zur Bundesrepublik in einer Weise 
definiert wird, die sich mit der Auslegung des Be- 
griffes „selbständig politische Einheit", wie sie sei- 
tens der Sowjetunion zur Zeit des Abschlusses des 
Vertrages mit der DDR und danach gegeben wurde, 
nicht deckt, sondern die Einordnung West-Berlins in 
das Rechts-, Finanz- und Wirtschaftssystem der 
Bundesrepublik anerkennt: 

mit 13 : 12 Stimmen beschlossen 

Zur Verfassungsmäßigkeit des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß das Grundgesetz 
eine Rechtspflicht für alle Verfassungsorgane ent- 
hält, die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 
aller Deutschen rechtlich nicht zu verhindern. Der 
Moskauer Vertrag widerspricht dieser Verpflich- 
tung nicht. Das Grundgesetz geht dabei nicht von 
der Rechtspflicht aus, die Wiedervereinigung auf 
einen bestimmten territorialen Besitzstand zu be- 
ziehen ohne Rücksicht darauf, wer die betreffenden 
Gebiete bewohnt. 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß der Moskauer 
Vertrag das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
nicht ausschließt, ein Gebiet aufzunehmen, das nach 
Artikel 23 GG beizutreten wünscht: 

mit 13 : 12 Stimmen beschlossen 


Zum Brief des Bundesaußenministers vom 12. August 
1970 an den sowjetischen Außenminister 

Der Rechtsausschuß hat davon Kenntnis genommen, 
daß der einseitige Brief des Bundesministers des 
Auswärtigen an den Minister für auswärtige Ange- 
legenheiten der Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken vom 12. August 1970 in den Vorgesprä- 
chen und Verhandlungen in Moskau ausführlich 
diskutiert, ferner daß er von der Sowjetunion in der 
für diplomatischen Schriftwechsel üblichen Form 
entgegengenommen und schließlich, daß die Tatsache 
seiner Existenz den Ausschüssen des Obersten 
Sowjets mitgeteilt worden ist. 

Der Rechtsausschuß tritt der Auffassung der Beauf- 
tragten der Bundesregierung bei, daß der Brief ein 
Dokument ist, das im Zusammenhang mit dem Ver- 
trag, auf den er verweist, von einer Vertragspartei 
verfaßt und von der anderen entgegengenommen 
worden ist und zur Interpretation des Vertrages 
herangezogen werden muß: 

einstimmig beschlossen 


13 



Drucksache VI/ 3397 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Schlußfeststellungen 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß gegen das Ver- 
tragswerk, enthalten in der Drucksache Vl/3156, 
weder völkerrechtliche noch sonstige rechtliche Be- 
denken bestehen: 

mit 13 : 12 Stimmen beschlossen 


II. Abweichende Stellungnahmen 
der Ausschußminderheit 

(Abgelehnte Anträge) 

Zu Artikel 1 des Vertragsgesetzes 

Der Recht saus schuß stellt fest, daß unklar geblieben 
ist, welche rechtliche Bedeutung die — wenn auch 
differenzierte — Einbeziehung des Briefs der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland an die Regie- 
rung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli- 
ken vom 12. August 1970 sowie des Notenwechsels 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und den Regierungen Frankreichs, des 
Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staa- 
ten vom 7. und 11. August 1970 in Artikel 1 des 
Vertragsgesetzes hat. Insbesondere konnte die Bun- 
desregierung nicht klären, ob diese Dokumente Ge- 
genstand der auszutauschenden Ratifikationsurkun- 
den werden. 

Der Ausschuß stellt ferner fest, daß es ungewöhn- 
lich ist, in die Zustimmung zu einem zweiseitigen 
Vertrag Notenwechsel mit dritten Staaten einzube- 
ziehen. 

Der vom Bundeskanzler mitgeteilte Umstand, daß 
die Tatsache der Existenz des Briefs vom 
12. August 1970 den Ausschüssen des Obersten 
Sowjets mitgeteilt worden ist, vermag die Unklar- 
heiten nicht zu beseitigen: 

mit 13:12 Stimmen abgelehnt. 


Zum Moskauer Vertrag im allgemeinen 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß der Vertrag 
nicht mit den Westverträgen, insbesondere dem 
Deutschlandvertrag rechtlich vergleichbar ist, da er 
in seinem Inhalt und seiner tatsächlichen Tragweite 
unklar ist. Er enthält insbesondere keine Aussage 
zur deutschen Frage, die eine rechtliche Festlegung 
des Status guo eindeutig ausschließt. 

Der Rechtsausschuß stellt ferner fest, daß die Bun- 
desregierung keine ausreichende Erklärung dafür 
geben konnte, daß Teile der Präambel (z. B. Ab- 
satz 4), die ihrem Inhalt nach Bestandteil des Ver- 
trages selbst sein könnten, in die Präambel aufge- 
nommen wurden und Teile des Vertrages (z. B. Arti- 
kel 1), die Präambelcharakter tragen, nicht dort in 
Erscheinung treten. Dies zeigt, daß der Vertrag nicht 
sorgfältig ausgehandelt worden ist: 

mit 13:12 Stimmen abgelehnt 


Zur Präambel des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß das Wort „ver- 
wirklichten“ in Absatz 3 der Präambel im Zusam- 
menhang mit der Erwähnung der Vereinbarungen 
vom 13. September 1955 die dortigen gemeinsamen 
Zielformulierungen „Lösung der ungeklärten Fra- 
gen, die das ganze Deutschland betreffen,“ und 
„Wiederherstellung der Einheit eines deutschen 
demokratischen Staates" einschränkt. Auch Arti- 
kel 4 des Vertrages schließt eine einschränkende 
Wirkung dieses Wortes auf frühere Vereinbarungen 
nicht aus. 

Der Rechtsausschuß stellt weiter fest, daß der Ver- 
trag entgegen der Ankündigung in Absatz 4 der Prä- 
ambel keine Bestimmungen über eine Verbesserung 
und Erweiterung der Zusammenarbeit enthält. Es 
; ist nicht ersichtlich, welche Gründe maßgebend wa- 
ren, im Gegensatz zu Artikel III des deutsch-polni- 
schen Vertrages vom 7. Dezember 1970 eine entspre- 
chende Konkretisierung im Vertrag selbst zu unter- 
j lassen. Statt dessen findet sich der Inhalt von Ab- 
| satz 4 der Präambel in Punkt 5 der Absichtserklä- 
rungen (früher Punkt 9 des Bahr-Papiers). Die Bun- 
! desregierung konnte keine befriedigende Erklärung 
j für dieses Verfahren geben, obwohl sie selbst nicht 
1 mehr behauptet, daß der Vertrag — was auch die 
; fehlende Bezeichnung in der Überschrift deutlich 
werden läßt — nur ein Gewaltverzichtsvertrag ist: 

mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt 

| 

Zu Artikel 1 des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß die Aufnahme 
von Zielvorstellungen, die üblicherweise in der Prä- 
ambel eines Vertrages ihren Niederschlag hätten fin- 
! den müssen, in den operativen Artikel 1 des Ver- 
trages angesichts des rechtlich nicht eindeutig faß- 
baren Inhalts vieler Begriffe die Gefahr in sich birgt, 
daß diese in Zukunft politisch unterschiedlich aus- 
gelegt werden. Artikel 1 des Moskauer Vertrages 
enthält Worthülsen, über deren politische Ausfül- 
lung unterschiedliche Auffassungen unter den Ver- 
tragspartnern entstehen können. Der Rechtsaus- 
; schuß kann daher der allgemeinen Feststellung des 
Bundeskanzlers in der 376. Sitzung des Bundesrats 
vom 9. Februar 1972 hinsichtlich Artikel 1 des Mos- 
kauer Vertrages nicht folgen, „daß die Bestimmun- 
, gen, die einen konkreten Inhalt haben, in einer 
Form fixiert sind, die eine eindeutige Auslegung 
gewährleistet". 

Der Rechtsausschuß stellt ferner fest, daß die Punkte 
1 bis 6 der Absichtserklärungen (früher Punkte 5 bis 
10 des Bahr-Papiers) für die Interpretation zumindest 
| von Artikel 1 des Vertrages — unbeschadet ihres 
| rechtlichen Verhältnisses zu dem Vertrag — nicht 
ohne Bedeutung sind. Dies gilt insbesondere für 
I Punkt 2 (früher Leitsatz 6 des Bahr-Papiers) der 
Absichtserklärungen: 

! mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt 
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Zu Artikel 1 Abs. 2 des Vertrages 

Der Rechtsausschluß stellt fest, daß der in Artikel 1 
Abs. 2 des Vertrages gebrauchte Begriff „Normali- 
sierung der Lage in Europa" von dern Vertragspart- 
ner dahin ausgelegt wird, „daß es keine wirkliche 
Normalisierung der europäischen Lage gibt und ge- 
ben kann, wenn die Stellung der DDR als unabhän- 
giges souveränes sozialistisches Land nicht in vol- j 
lern Maße berücksichtigt wird" (Breschnew am j 
20. März 1972 auf dem 15. Kongreß der Gewerk- ! 
schäften der UdSSR), was einer Förderung nach völ- 
kerrechtlicher Anerkennung der DDR gleichkommt, j 
Die diesbezüglichen Bedenken des Bundesrates (Ab- 1 
schnitt III Nr. 3 der Stellungnahme des Bundesrats 1 
vom 9. Februar 1972) werden daher geteilt: 

mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt 


Zu Artikel 2 des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest: 

1. Das Verbot der Anwendung und Androhung von 
Gewalt sowie das Verbot der Einmischung in 
innere Angelegenheiten anderer Staaten gilt als 
allgemeine Regel des Völkerrechts unabhängig 
von Verträgen für die Beziehungen aller Staa- 
ten untereinander. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich über 
das auch für sie geltende Verbot der Anwendung 
und Androhung von Gewalt hinaus in der 
Schlußakte der Londoner Neun-Mächte-Konfe- 
renz am 3. Oktober 1954 bereit erklärt, „ihre 
Politik gemäß den Grundsätzen der Satzung der 
Vereinten Nationen zu gestalten, und . .' die 
in Artikel 2 dieser Satzung enthaltenen Ver- 
pflichtungen" angenommen. Sie hat sich darüber 
hinaus verpflichtet, „die Wiedervereinigung 
Deutschlands oder die Änderung der gegenwärti- 
gen Grenzen der Bundesrepublik Deutschland 
nicht mit gewaltsamen Mitteln herbeizuführen 
und alle zwischen der Bundesregierung und an- 
deren Staaten gegebenenfalls entstehenden 
Streitfragen mit friedlichen Mitteln zu lösen". 
Dieser ausdrückliche Gewaltverzicht gilt gegen- 
über allen Staaten einschließlich der Sowjet- 
union und den übrigen Ostblockstaaten. 

3. Auch die Sowjetunion ist an das allgemeine 
Verbot der Anwendung und Androhung von Ge- 
walt sowie an das Verbot der Einmischung in 
innere Angelegenheiten anderer Staaten glei- 
chermaßen gebunden. Angesichts der Äußerun- 
gen der Sowjetunion in den Jahren 1967 und 
1968 zur Frage der Bedeutung der Artikel 53 
und 107 der Satzung der Vereinten Nationen so- 
wie angeblicher Rechte aus den Potsdamer Be- 
schlüssen wäre es notwendig gewesen, in Artikel 
2 des Vertrages verbindlich klarzustellen, daß die 
Sowjetunion die Artikel 53 und 107 der Satzung 
der Vereinten Nationen gegenüber der Bundes- 
republik Deutschland als nicht mehr anwendbar 
ansieht. 


— 6. Wahlperiode Drudisadie VI/3397 

4. Insoweit werden die Bedenken des Bundesrates 
(Abschnitt III Nr. 8 der Stellungnahme des Bun- 
desrates vom 9. Februar 1972) geteilt: 

mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt 

Zu Artikel 3 des Vertrages 

Der Rechtsausschuß stellt fest: 

1. Stellung, Wortlaut und Sinn des Artikels 3 des 
Vertrages schließt eine Interpretation, wie sie 
die Sowjetunion vornimmt, nicht aus, so daß 
in dieser Bestimmung nicht nur eine Konkretisie- 
rung des Gewaltverzichts des Artikels 2, sondern 
eine endgültige Gebietsregelung gesehen wer- 
den kann, eine Legitimierung des heutigen Zu- 
standes. 

2. Durch die Qualifizierung des Deutschland-Pro- 
blems als Territorial- bzw. Grenzfrage in Arti- 
kel 3 des Vertrages wird die Teilung Deutsch- 
lands vertieft und die Verwirklichung des Selbst- 
bestimmungsrechts für alle Deutschen erschwert, 
Artikel 3 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 2 des 
Vertrages führt zu einer zunehmenden völker- 
rechtlichen Konsolidierung der deutschen Teilung 
und des Besitzstandes der UdSSR und Polens. 
Damit wird es der Bundesrepublik in Zukunft 
erschwert, von sich aus die deutsche Frage als 
„offen" zu bezeichnen. Die Äußerungen des so- 
wjetischen Außenministers Gromyko vom 
29. Juli 1970 (vgl. Anlage 1 zur Denkschrift) be- 
stätigen dies. Der Brief des deutschen Außen- 
ministers vom 12. August 1970 an den sowjeti- 
schen Außenminister vermag die Frage der staat- 
lichen Einheit Deutschlands nicht in der Substanz 
offenzuhalten, sondern drückt die selbstverständ- 
liche rechtliche Möglichkeit der Politik der Bun- 
desrepublik aus, auf einen Zustand des Friedens 
in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche 
Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit 
wiedererlangt. Hier wird nicht das durch die Ver- 
fassung gebotene Ziel der Wiederherstellung der 
staatlichen Einheit Deutschlands festgehalten, 
sondern lediglich allgemein auf einen Weg zur 
Einheit des Volkes verwiesen. 

3. Die Bundesregierung hat hinsichtlich der völker- 
rechtlichen Nachwirkungen des Artikels 3 des 
Vertrags auf einen gesamtdeutschen Souverän 
keine eindeutige Antwort gegeben. Die Bestim- 
mungen des Vertrages drohen vielmehr die spä- 
tere Bildung eines gesamtdeutschen Souveräns 
zu behindern, der allein die angeblich vorbehal- 
tenen Rechte geltend machen könnte. 

4. Das Grundgesetz strebt die Wahrung bzw. Voll- 
endung der nationalen und staatlichen Einheit 
sowie der Freiheit Deutschlands in freier Selbst- 
bestimmung an. Es geht hierbei von dem Ge- 
bietsstand vom 31. Dezember 1937 aus. Im Hin- 
blick auf die unter Nummern 2 und 3 getroffenen 
Feststellungen bestehen ernste Zweifel, ob der 
Vertrag mit dem in der Präambel des Grundge- 
setzes enthaltenen Verbot, die Wiederherstel- 
lung der staatlichen Einheit Deutschlands recht- 
lich oder tatsächlich zu behindern, und mit der 
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Pflicht aus Artikel 23 des Grundgesetzes, einen 
Beitritt anderer Teile Deutschlands offenzuhal- 
ten, vereinbar ist. Der Rechtsausschuß teilt da- 
her die Bedenken des Bundesrats (Abschnitt III 
Nr. 2, 3 und 4 der Stellungnahme des Bundesrats 
vom 9. Februar 1972): 

mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt 

Der Rechtsausschuß stellt fest: 

1. Artikel 3 des Vertrages enthält trotz territorialer 
Bestimmungen keine Regelungen, die der Klä- 
rung oder Verbesserung der Lage der betroffe- 
nen Menschen dienen. Diese Fragen sind offen 
geblieben und können zu Streitigkeiten nicht nur 
mit der UdSSR führen. So ist nicht auszuschlie- 
ßen, daß in Zukunft z. B. das Recht der Bundes- 
republik Deutschland, den betroffenen Personen 
im Ausland diplomatischen Schutz zu gewähren 
oder sie konsularisch zu vertreten, bestritten 
wird. 

2. Wenn der Vertrag nur einen Modus vivendi 
schafft, bestehen die alten Rechte und Ansprüche 
Deutscher auf das in dem von dem Vertrag er- 
faßten Gebiet verbliebene Vermögen unverän- 
dert fort. 

3. Es besteht die Gefahr, daß sich die Bundesrepu- 
blik durch den Vertrag der Möglichkeit begibt, 
die aus Artikel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes her- 
zuleitende Fürsorge und Schutzpflicht gegenüber 
den deutschen Staatsangehörigen auch außerhalb 
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes zu er- 
füllen, ihre Würde zu gewährleisten sowie gegen 
Angriffe und Beeinträchtigungen zu schützen. 
Diese Gefahr besteht um so mehr, als weder in 
dem Vertrag noch in einer Nebenabrede Verein- 
barungen über ein Optionsrecht oder den son- 
stigen Status von Menschen enthalten sind. 
Diese Unterlassung begründet sehr ernste Zwei- 
fel, ob der Vertrag insoweit mit dem Grund- 
gesetz vereinbar ist. Die Bedenken des Bundes- 
rates (Abschnitt III Nr. 5 der Stellungnahme des 
Bundesrates vom 9. Februar 1972) werden geteilt. 

4. Die Beibehaltung einer gemeinsamen Staatsan- 
gehörigkeit aller Deutschen wird zumindest tat- 
sächlich erschwert. 

5. Deutsche Staatsangehörige, die in den Oder- 
Neiße-Gebieten einschließlich Nordostpreußens 
ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt ha- 
ben, verlieren nach Inkrafttreten des Vertrags 
ihre deutsche Staatsangehörigkeit, wenn sie die 
sowjetische Staatsangehörigkeit auf Antrag er- 
werben (§ 25 RuStAG), wenn nicht eine entspre- 
chende Änderung dieses Gesetzes erfolgt. 

6. Die Bundesrepublik würde durch den Vertrag 
praktisch veranlaßt, diejenigen deutschen Staats- 
angehörigen, die außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes in den von dem Vertrag er- 
faßten Gebieten leben, aus der bisher von der 
Bundesrepublik Deutschland aufrechterhaltenen 
deutschen Staatsangehörigkeit nach dem Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 
1913 zu entlassen. Damit wäre ein Verstoß gegen 


Artikel 16 Abs. 1 des Grundgesetzes gegeben. 
Der Rechtsausschuß teilt die vom Bundesrat ge- 
äußerten Bedenken (Abschnitt III Nr. 3 und 5 
der Stellungnahme des Bundesrats vom 9. Fe- 
bruar 1972): 

mit 13:12 Stimmen abgelehnt 


| Zu Artikel 3 und 4 des Vertrages 

j 

t Der Rechtsausschuß stellt fest: 

Der von der Bundesregierung behauptete Charak- 
ter der Regelungen des Moskauer Vertrages als 
Modus vivendi kann weder aus dem Vertrag selbst, 
noch aus anderen Dokumenten eindeutig hergelei- 
tet werden. Einer Politik, die auf eine friedliche 
Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutsch- 
lands mit Mitteln des Rechts gerichtet ist, oder der 
Behauptung, die deutsche Frage sei im Verhältnis 
der Vertragspartner zueinander als rechtlich offen 
anzusehen, können die Bestimmungen des Vertra- 
ges entgegengehalten werden. Dies wird durch 
offizielle und publizistische Äußerungen, insbeson- 
dere aus der UdSSR, über die Endgültigkeit der Re- 
gelungen erhärtet. Insoweit besteht ein offener 
Dissens über die Tragweite des Moskauer Vertra- 
ges. Weder der Brief des Bundesaußenministers 
vom 12. August 1970, noch die auf die deutsche 
Frage bezogenen Äußerungen des sowjetischen 
Außenministers vom 29. Juli 1970 oder Artikel 4 
des Vertrages lassen diese Frage in einem anderen 
Licht erscheinen. Die Bedenken des Bundesrates 
(Abschnitt III Nr. 1 und 6 der Stellungnahme des 
Bundesrats in seiner Sitzung am 9. Februar 1972) 
werden daher geteilt: 

mit 12 : 11 Stimmen abgelehnt 


Zur Frage der Staatsangehörigkeit 

Der Rechtsausschuß bedauert, daß die Bundesregie- 
rung den Moskauer Vertrag den gesetzgebenden 
Körperschaften vorgelegt hat, ohne daß bis heute 
geklärt wurde, ob das Inkrafttreten des Moskauer 
Vertrages für Nordostpreußen zur Folge hätte, daß 
dort lebende deutsche Staatsangehörige, wenn sie 
künftig auf ihren Antrag die sowjetische Staatsan- 
gehörigkeit erwerben, gemäß § 25 RuStAG die deut- 
sche Staatsangehörigkeit verlieren: 

mit 13:12 Stimmen abgelehnt 


Zum Brief des Bundesaußenministers vom 12. Au- 
gust 1970 an den sowjetischen Außenminister 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß der Brief nicht 
Bestandteil des Vertrages ist und daß er keinen 
verbindlichen Hinweis auf die Wahrung der staat- 
lichen Einheit des deutschen Volkes enthält und da- 
mit formal und inhaltlich hinter den Briefen zurück- 
bleibt, die am 13. September 1955 zwischen dem 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Vorsitzenden des Ministerrates der UdSSR ge- 
wechselt worden sind. 
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Wegen der Nichteinbeziehung des Briefes in das 
Vertragswerk und wegen des fehlenden Hinweises 
auf die staatliche Einheit, hält es der Rechtsaus- 
schuß für sehr zweifelhaft, ob der Brief den Erfor- 
dernissen des Grundgesetzes genügt, daß die Wah- 
rung bzw. die Wiederherstellung der staatlichen 
Einheit Deutschlands durch das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung zum verbindlichen Ziel der 
Politik der Bundesrepublik Deutschland erklärt: 

mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt 

Schlußfeststellungen 

Der Rechtsausschuß hält die vom Bundesrat in sei- 
ner Stellungnahme vom 9. Februar 1972 geäußerten 


rechtlichen Bedenken für begründet. Der Vertrag ist 
in entscheidenden Punkten unklar und mehrdeutig. 
Er begegnet völkerrechtlichen Bedenken. 

Der Vertrag enthält Elemente, die in der Sache 
einer friedensvertraglichen Regelung vorzubehal- 
ten sind. Der Rechtsausschuß macht den Auswärti- 
gen Ausschuß darauf aufmerksam, daß die verfas- 
sungsrechtlichen Zweifel so gewichtig sind, daß der 
Vertrag nur in Kraft gesetzt werden kann, wenn 
eine Klarstellung seiner Vereinbarkeit mit dem 
Grundgesetz im Sinne des Artikels 79 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes mit 2 / 3 Mehrheit der Mitglieder 
des Bundestages und der Stimmen des Bundesrates 
erfolgt: 

mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt 


Bonn, den 12. April 1972 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Wittmann (München) 

Berichterstatter 
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Anlage 2 


Gutachtliche Stellungnahme 
des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen 


Der Auswärtige Ausschuß des Deutschen Bundes- j 
tages hat am 2. März beschlossen, vom Ausschuß | 
für innerdeutsche Beziehungen eine gutachtliche I 
Stellungnahme sowohl zum Entwurf eines Gesetzes j 
zu dem Vertrag vom 12. August 1970 zwischen der i 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der j 
Sozialistischen Sowjetrepubliken (Drucksache 
VI/ 3156) als auch zum Entwurf eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 7. Dezember 1970 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen über die Grundlagen der Normalisierung ihrer 
gegenseitigen Beziehungen (Drucksache VI/ 3157) ein- 
zuholen. Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehun- 
gen hat daraufhin am 8. März in einer ganztägigen 
Sitzung beraten und sich entsprechend seiner Zu- 
ständigkeit auf drei Problemkreise konzentriert: 

— Welcher politisch relevante Begriff der Nation 
liegt der Vertragspolitik der Bundesrepublik zu- 
grunde? 

— Welche Auswirkungen haben die Verträge für 
die Normalisierung der Verhältnisse in Deutsch- 
land, besonders die Entwicklung der Menschen- 
rechte? 

— Die Bedeutung des deutsch-sowjetischen Ver- 
trages für Berlin. 


Der Ausschuß kam in den darauffolgenden Sitzun- 
gen am 16. März und 10. April 1972 zu folgendem 
Ergebnis: 

I. 

Es besteht Übereinstimmung in folgenden vier 
Punkten: 

1. Der Ausschuß war sich bewußt, daß es nicht seine 
Aufgabe sein konnte, eine abstrakte Definition 
des Begriffes Nation zu entwickeln. 

2. Die von den SED-Führern Honecker und Ulbricht 
propagierte Theorie eines sozialistischen deut- 
schen Nationalstaates findet keine Zustimmung. 

3. Die Nation ist heute das „Band um das gespal- 
tene Deutschland". Sie gründet sich auf dem fort- 
dauernden Gefühl der Zusammengehörigkeit 
der Menschen eines Volkes und umfaßt mehr als 
gemeinsame Sprache und Kultur, als Staats- und 
Gesellschaftsordnung. Dieses Zusammengehörig- 
keitsgefühl, verbunden mit dem Willen zur staat- 
lichen Einheit, kann von niemandem geleugnet 
werden. Daher steht außer Zweifel, daß es in 
diesem Sinne eine deutsche Nation gibt. 


4. Das Ziel der Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands auf der Grundlage des Selbstbe- 
stimmungsrechtes des deutschen Volkes bleibt 
uneingeschränkt bestehen. 


II. 

Der Ausschuß kam außerdem zu folgenden gutacht- 
lichen Ergebnissen: 

Die Tatsache, daß sich gegenwärtig zwei Staaten 
unter dem Dach einer Nation befinden, ist kein 
Ergebnis der Politik der Bundesregierung. Sie hat 
lediglich zur Kenntnis genommen, was in Deutsch- 
land Wirklichkeit ist und damit eine wesentliche 
Voraussetzung geschaffen, den gewünschten Prozeß 
der Normalisierung zwischen den beiden Staaten 
einzuleiten und zielstrebig voranzutreiben. Die Exi- 
stenz zweier oder mehrerer Staaten innerhalb einer 
Nation ist historisch ebensowenig ein Novum wie 
das Vorhandensein mehrerer Nationen in einem 
Staat. Da beide in Deutschland liegen, was weder 
von den Westmächten noch von der Sowjetunion 
bestritten wird, sind beide füreinander nicht Aus- 
land. Allerdings können sie füreinander nicht Inland 
sein, weil die Hoheitsgewalt der beiden Staaten 
jeweils an ihrer Grenze endet. 

Daraus ergibt sich, daß zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR Beziehungen besonderer 
Art bestehen. Im übrigen ist der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß das Zurkenntnisnehmen von zwei Staa- 
ten nicht in Widerspruch steht zum Ziel der Wieder- 
vereinigung, das nur durch einen gesamteuro- 
päischen Ausgleich und eine europäische Friedens- 
ordnung zu erreichen ist. 

Die Bundesregierung hat sich strikt an die Bestim- 
mungen des Grundgesetzes gehalten, das die erste 
deutsche Verfassung ist, welche die staatliche Ein- 
heit an die Bedingungen der Freiheit knüpft. Diese 
Verknüpfung rechtfertigt die Gründung und die 
Existenz des Staates Bundesrepublik Deutschland; 
sie stellt ihn in den Rahmen der Geschichte der 
Nation. Das Grundgesetz begreift die Bundesrepu- 
blik Deutschland als eine Voraussetzung für die 
künftige Freiheit der deutschen Nation in Einheit, 
unabhängig davon, welche unmittelbaren politischen 
Konsequenzen aus dieser Grundentscheidung für die 
staatliche Einheit 1949 erwuchsen bzw. in der nähe- 
ren Zukunft erwachsen würden. 

Das politische Ermessen der Bundesregierung, wie 
die Wiedervereinigung zu erreichen sei, ist durch 
die Präambel des Grundgesetzes nicht festgelegt. Es 
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bleibt dem pflichtgemäßen Ermessen der zum politi- 
schen Handeln berufenen Organe der Bundesrepu- 
blik überlassen, welche Wege sie zur Herbeiführung 
der Wiedervereinigung als politisch richtig und 
zweckmäßig ansehen. Der deutsch-sowjetische Ver- 
trag ist durchaus geeignet, dem Streben nach Wie- 
dervereinigung in Freiheit zu dienen, zumal die 
Sowjetunion erstmals mit der Bundesrepublik 
Deutschland einen Vertrag abgeschlossen hat, in 
dem der Anerkennung der Menschenrechte durch 
Bezugnahme auf die Ziele und Grundsätze der 
Charta der Vereinten Nationen besonderer Rang 
eingeräumt wird. 

Der Ausschuß hat sowohl durch den von der Sowjet- 
regierung entgegengenommenen und quittierten 
Brief zur deutschen Einheit als auch durch Bezug- 
nahme auf frühere Verträge und Vereinbarungen im 
Text des deutsch-sowjetischen Vertrages keinen 
Zweifel, daß das Recht auf eine Politik zur Ver- 
wirklichung des Selbstbestimmungsrechtes und der 
Wiederherstellung der staatlichen Einheit eindeutig 
gewahrt worden ist. Dies um so mehr, als von seiten 
der sowjetischen Regierung dazu eine entsprechende 
offizielle Erklärung vorliegt. Darüber hinaus bietet 
die Ost- und Deutschlandpolitik der Bundesregie- 
rung die Chance, die Verklammerung zwischen bei- 
den Teilen Deutschlands zu verbessern und zur 
Stärkung des Willens, eine Nation zu sein und zu 
bleiben, wesentlich beizutragen. Eine Diskrepanz 
zwischen den erklärten Absichten, wie sie in den 
beiden Verträgen dargestellt worden sind, und der 
Politik der Bundesregierung konnte nicht festge- 
stellt werden. 

In bezug auf die Unantastbarkeit der Grenzen, die 
in beiden Verträgen postuliert ist, erblickte der Aus- 
schuß keinen Verzicht auf bisher gültige Rechts- 
positionen. Unantastbarkeit bzw. Unverletzlichkeit 
schließen zwar die Anwendung von Gewalt aus, den- 
noch können Grenzen dann verändert oder gar auf- 
gehoben werden, wenn dies politischer Wille der 
betreffenden Staaten ist. Auch was die Anwendung 
des Begriffes Grenze betrifft, so können keinerlei 
nachteilige Auswirkungen festgestellt werden. Viel- 
mehr wurde die nach der Londoner Neun-Mächte- 
Konferenz von 1954 abgegebene Erklärung von 
Bundeskanzler Dr. Adenauer hervorgehoben, in der 
ausdrücklich die Verpflichtung bestätigt wird, „die 
Änderung der gegenwärtigen Grenzen der Bundes- 
republik Deutschland nicht mit gewaltsamen Mitteln 
herbeizuführen". Insofern hat sich nichts geändert. 
Die Diskussion ergab auch, daß die Vorbehaltsrechte 
der drei Westmächte durch die Verträge nicht be- 
rührt werden. Die Verpflichtungen für Deutschland 
als Ganzes bleiben nach wie vor bestehen. Es wurde 
deutlich, daß die Vertragspolitik der Bundesregie- 
rung durch die Regierungen aller verbündeten 
Mächte begrüßt und unterstützt wird. Sie ist Be- 
standteil der westlichen Entspannungspolitik. 

Wenn auch kein völkerrechtlicher Zusammenhang 
zwischen den Verträgen und den Beziehungen zwi- 
schen beiden Staaten in Deutschland besteht, so 
schält sich doch folgendes heraus: 

In den Kasseler 20 Punkten hat die Bundesregierung 
gegenüber der Regierung der DDR Grundsätze und 


Vertragselemente für die Regelung der gegenseiti- 
gen Beziehungen niedergelegt. Diese Punkte stim- 
men mit den Verträgen insoweit ausdrücklich über- 
ein, als sie ebenfalls den Gewaltverzicht als Voraus- 
setzung für eine Normalisierung zum Inhalt haben. 
Darüber hinaus fördern die Verträge die Chancen 
der Verwirklichung dessen, was in den Kasseler 
20 Punkten im einzelnen unter einer Normalisierung 
der innerdeutschen Beziehungen verstanden wird. 
Dies liegt offenbar auch im Interesse der Sowjet- 
union. 

Die Regierung der UdSSR hat nämlich im Kom- 
munique vom 30. November 1971 gemeinsam mit der 
Bundesregierung ihre Auffassung zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die Herstellung der Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik auf der Grund- 
lage voller Gleichberechtigung, der Nichtdiskriminie- 
rung, der gegenseitigen Respektierung, der Unab- 
hängigkeit und Selbständigkeit eines jeden der 
beiden Staaten in den ihre innere Zuständigkeit be- 
treffenden Angelegenheiten für die Gesundung der 
Lage in Europa von großer Bedeutung wäre. 

Diese Elemente werden auch in den Kasseler 20 
Punkten als Grundlage für eine Normalisierung der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR angesehen. 

Erfolge sind inzwischen nicht ausgeblieben. Im Ge- 
gensatz zu ihrer früheren Haltung hat sich die Re- 
gierung der DDR nach der Unterzeichnung des 
Moskauer Vertrages bereitgefunden, in Gespräche 
und Verhandlungen über sachliche Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR einzutreten. 

Dies hat als erstes zum Abschluß der Postverein- 
barung vom 30. September 1971 geführt. Ein noch 
bedeutenderer Schritt zur Normalisierung der Lage 
im Zentrum Europas ist vollzogen worden durch 
den Abschluß des Abkommens über den Transitver- 
kehr zwischen Berlin (West) und der Bundesrepublik 
Deutschland und durch die Vereinbarungen zwischen 
dem Berliner Senat und der DDR. 

Gegenwärtig wird über den Abschluß eines Allge- 
meinen Verkehrsvertrages verhandelt. 

Die positiven Auswirkungen der Unterzeichnung 
der Verträge auf die innerdeutschen Beziehungen 
sind also offensichtlich. Dies begründet die Erwar- 
tung, daß die Ratifizierung der Verträge zu einer 
weiteren Entspannung in Europa führen wird. Davon 
kann die Entwicklung der Beziehungen zur DDR 
nicht unberührt bleiben. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat 
ebenfalls die Verbindung herausgearbeitet, die zwi- 
schen der Ratifizierung des deutsch-sowjetischen 
Vertrages und dem Inkrafttreten des Berlin- Abkom- 
mens besteht. An diesem Punkt zeigt sich besonders 
die Bedeutung des Vertrages für die Verbesserung 
der Lage in und um Berlin. Das von den Botschaftern 
der Vier Mächte Unterzeichnete Abkommen bietet 
erstmals eine gute Chance, den gefährlichsten Kri- 
senherd Europas zu entschärfen, die gewachsenen 
Bindungen zwischen West-Berlin und der Bundes- 
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republik zu festigen, die Mauer nachhaltig durch- 
lässiger zu machen und durch menschliche Erleichte- 
rungen für die Berliner Bevölkerung dem Willen zur 
Einheit der Nation neue Impulse zu verleihen. 
Diese Chance ist nur durch die Bereitschaft der Bun- 
desregierung möglich geworden, mit der Regierung 
der UdSSR den bereits erwähnten Vertrag abzu- 
schließen. 

Deshalb beinhaltet die heutige Ost- und Deutsch- 
landpolitik einen beachtenswerten Beitrag zur 
Überwindung der anormalen Verhältnisse in 
Deutschland. Ihr liegt die richtige Erkenntnis zu- 
grunde, daß durch die Aufrechterhaltung von Span- 
nung weder innerdeutsche Fortschritte möglich sind, 
noch dem Ziel der staatlichen Einheit Deutschlands 
gedient werden kann. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß das Inkrafttreten 
der Berlinvereinbarung den auf Abrüstung und Ent- 
spannung zielenden internationalen Bemühungen 
förderlich sein wird und stimmt überein mit der Er- 
klärung des amerikanischen Präsidenten Nixon: 
„Wenn es eine Stadt gegeben hat, wo während der 
letzten zwanzig Jahre ein dritter Weltkrieg hätte 
ausbrechen können, so war es Berlin. Dieses Ab- 
kommen vermindert die Gefahr einer direkten Kon- 
frontation zwischen den Supermächten." 

Die Ratifizierung des deutsch-sowjetischen Vertra- 
ges und des deutsch-polnischen Vertrages ist für 
die Normalisierung der Verhältnisse in Deutschland 
unabdingbare Voraussetzung. 

Ohne den deutsch-sowjetischen Vertrag besteht 
keine Aussicht, daß das von den Vier Mächten aus- 
gehandelte und befriedigende Berlin-Abkommen in 
Kraft treten wird. 

III. 

Die Mitglieder der CDU/CSU vertreten demgegen- 
über die folgende Minderheitsauffassung: 

Die Pflicht gesamtdeutscher Verantwortung besagt, 
daß es keinen gesamtdeutschen Staat geben darf, 
der nicht freiheitlich und rechtsstaatlich verfaßt ist. 
Wer das Regime der DDR legitimiert und es in be- 
zug auf Gesamtdeutschland mit der Bundesrepublik 
Deutschland völlig gleichstellt, gleichzeitig aber an 
einer gesamtdeutschen Zielsetzung festhält, der er- 
öffnet logischerweise die Möglichkeit und über- 
nimmt das Risiko, daß auch andere Prinzipien als die 
der Freiheit und Rechtsstaatlichkeit den Weg Ge- 
samtdeutschlands in der Geschichte bestimmen kön- 
nen. Die CDU/CSU stellt fest, daß die Kontinuität 
der gesamtdeutschen Politik aller demokratischen 
Parteien von 1949 bis 1969 durch die Ostverträge 
beendet wurde. Der von der Sowjetregierung ent- 
gegengenommene und in das Ratifikationsverfah- 
ren in Moskau einbezogene Brief zur deutschen Ein- 
heit stellt keinen hinreichenden Ersatz für die in den 
Vertragsartikeln fehlende Bestätigung des Selbst- 
bestimmungsrechtes des deutschen Volkes dar. 

Die Bundesregierung arbeitet mit verschiedenen 
Begriffsbestimmungen. Einmal erklärt sie, das Ziel 
ihrer gesamtdeutschen Politik sei die staatliche Ein- 
heit der Nation, gleichzeitig aber geht sie von zwei 


Staaten in Deutschland aus, deren trennende 
Existenz sich durch die Verträge noch verfestigt bis 
zur beabsichtigten Aufnahme beider, gegensätz- 
liche Ziele verfolgender Staaten in die Vereinten 
Nationen. Das ist eine doppeldeutige Handhabung 
des Begriffes von nationaler und staatlicher Einheit. 
Der Weg zur staatlichen Einheit wird nicht durch die 
Absichtserklärung einer Politik der zwei Staaten 
gefördert. 

Die bedingte Freigabe der internationalen Aner- 
kennung der DDR durch die neue Bundesregie- 
rung hat nicht mehr das Ob, sondern nur noch 
das Wann und Wie zum Kriterium gemacht, zwei 
deutsche Staaten in die UNO zu führen. Neuer- 
dings erklärt der Bundeskanzler, wir hätten die 
Frage des UNO-Beitritts nicht mehr in der Hand, 
unsere Vorbedingungen könnten durch die Gesamt- 
entwicklung unterlaufen werden. Es nützt daher 
nichts, wenn die Bundesregierung immer wieder be- 
teuert, sie habe nicht die Absicht und nicht die Mög- 
lichkeit, die DDR völkerrechtlich anzuerkennen, 
weil das eine Verfügung über Deutschland als Gan- 
zes sei, wozu sie nach den Viermächtevorrechten 
nicht befugt sei, wenn nichtsdestoweniger eine Poli- 
tik gemacht wird, die ihrem materiellen Inhalt nach 
eine Politik wachsender Anerkennung ist. Diese 
Sachverhalte werden daher auf die Dauer die staat- 
liche Einheit in Freiheit nicht fördern, sondern be- 
hindern und auch langfristig im Sinne der Definition 
des Bundeskanzlers über den Begriff der Nation 
keine positive, sondern negative Auswirkung ha- 
ben. 

Zwischen den formellen Vorbehalten und den ver- 
balen Beteuerungen, die die Bundesregierung vor- 
bringt und den materiellen Auswirkungen der Ver- 
träge klafft ein eklatanter Widerspruch, der geeig- 
net ist, die deutsche Öffentlichkeit über die tatsäch- 
lichen Auswirkungen der Verträge zu täuschen. 
Außerdem birgt die verschiedenartige Interpreta- 
tion durch die Vertragspartner für spätere Zeiten 
einen heute schon erkennbaren Konfliktstoff, der 
geeignet ist, neue Spannungen zu erzeugen. 

Die CDU/CSU vertritt im Ausschuß ferner die Auf- 
fassung, daß durch den Moskauer Vertrag eine Neu- 
bewertung der Grenze zwischen beiden Teilen 
Deutschlands eingetreten ist. Denn erstmals wird 
die Grenze — bisherige Demarkationslinie — zwi- 
schen Bundesrepublik und DDR in einem Satz 
gleichrangig mit allen anderen europäischen Gren- 
zen genannt, nicht nur zur Volksrepublik Polen. Da- 
mit erhält diese Grenze in der vertraglichen und 
internationalen Bewertung mit sowjetischer Absicht 
eine neue Bedeutung, nämlich einer Grenze, die 
jeder anderen Grenze der Welt gleicht und nicht 
überlagert wird vorn Selbstbestimmungsrecht des 
deutschen Volkes. 

Es stellt sich für die CDU/CSU die Frage, ob nicht 
eine derartige Anhebung der bisherigen innerdeut- 
schen Grenze bewußt erfolgt, um damit die Ent- 
scheidung der Deutschen beiseite zu schieben, in 
eigener Verantwortung die Einheit und Freiheit 
des deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung 
zu vollenden. Jedenfalls kommt diese Anhebung 
den ständigen Forderungen der DDR entgegen, die 
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innerdeutsche Grenze als Staatsgrenze wie jede an- 
dere Staatsgrenze in der Welt völkerrechtlich an- 
zuerkennen. 

Die Abgeordneten der CDU/CSU bezweifeln, daß 
es zu einer wesentlich stärkeren innerdeutschen 
Freizügigkeit von Personen, Informationen und 
Meinungen kommen werde. Es ist eine bloße Hoff- 
nung zu glauben, daß durch die Verträge ein Zu- 
einanderwachsen der beiden Teile Deutschlands zu 
erwarten sei. Das Gegenteil dürfte der Fall sein: 
die Verfestigung der deutschen Teilung durch die 
internationale Anhebung des Status der DDR und 
durch die Abgrenzungspolitik der anderen Seite. Sie 
warnen gleichzeitig vor einer Überschätzung des 
Berlin-Abkommens und einer Unterschätzung der 
negativen gesamtdeutschen Auswirkung der Ver- 
träge. Eine Anerkennung der DDR als zweiter deut- 
scher Staat kann die Zusammengehörigkeit West- 
Berlins mit dem Bund gefährden. Die Verwirkli- 
chung der Einheit Deutschlands wird durch den 
Moskauer Vertrag gefährdet, weil durch Artikel 3 
des Moskauer Vertrages die DDR allen europä- 
ischen Staaten gleichgestellt wird. Es ist bisher ge- 
lungen, von den rd. 130 bei der UNO vertretenen 
Staaten etwa 100 Staaten davon abzuhalten, mit der 
DDR diplomatische Beziehungen aufzunehmen. 
Wenn diese nun im Laufe der nächsten Zeit nach- 
vollzogen werden, wäre der Unterschied auch in 
der völkerrechtlichen Stellung der DDR in der Welt 
quantitativ und qualitativ gegenüber bisher so groß, 
daß ein „Offenhalten" der nationalen Frage im 
Sinne der staatlichen Einheit Deutschlands in Frei- 
heit gemäß dem Grundgesetz zur reinen Theorie 
zu werden drohe. 

Die CDU/CSU bedauert ferner, daß die Bundes- 
regierung nicht in derselben entschiedenen Weise 
auf der Verwirklichung der Menschenrechte im an- 
deren Teil Deutschlands beharrt, wie das in der 
Vergangenheit der Fall gewesen ist, beispielsweise 
im September 1966 bei der Zurückweisung des An- 
trages der DDR um Aufnahme in die Vereinten 
Nationen wegen Verletzung der Menschenrechte. 

Dem Hinweis der Regierungsmehrheit der SPD und 
FDP auf die Kasseler 20 Punkte und den Erklärun- 
gen des Bundeskanzlers von Erfurt und Kassel hält 
die CDU/CSU entgegen, daß in scharfem Gegensatz 
zu den damaligen Ziel- und Zeitvorstellungen, wie 
sie in Erfurt und Kassel, aber auch im Deutschen 
Bundestag mehrfach betont wurden, nunmehr die 
Erwartungen immer weiter reduziert werden, und 
die damals genannten Bedingungen für eine Nor- 
malisierung der Bundesregierung jetzt offenbar 
nicht mehr erreichbar erscheinen. Die auf umfas- 


sende positive Regelungen für Deutschland und in 
Deutschland gerichteten Erwartungen werden viel- 
mehr in eine ungewisse Zukunft eines historischen 
Prozesses vertagt. 

Zum Warschauer Vertrag verweist die CDU/CSU 
auf die Widersprüche zwischen den wechselseitigen 
Interpretationen in Bonn und Warschau über die 
Frage des Offenhaltens oder der Endgültigkeit der 
Oder-Neiße-Linie als westliche Grenze Polens. 

Für die in den deutschen Ostgebieten lebenden 
deutschen Staatsangehörigen ergibt sich aus Arti- 
kel 116 GG und der gesamtdeutschen Verpflichtung 
der Bundesregierung eine Fürsorge- und Obhuts- 
pflicht, der gegenüber der Warschauer Vertrag in 
keiner Weise gerecht wird. Die Konsequenzen, Ost- 
| preußen, Pommern und Schlesien zum Ausland zu 
! erklären, führen zu einer schwerwiegenden Diskre- 
panz zwischen den formellen Rechten der deutschen 
Staatsbürger in diesen Gebieten und den Pflichten 
der Bundesregierung aus dem Grundgesetz der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Die CDU/CSU warnt schließlich vor der Auffassung 
der Regierungsparteien SPD und FDP, ein Schei- 
tern der Ostverträge gefährde auch das Berlin- 
Abkommen der Vier Mächte. Es besteht kein recht- 
licher und auch kein zwingender politischer Zusam- 
menhang zwischen den Ostverträgen und dem 
Berlin-Abkommen der Vier Mächte. Falls der Mos- 
kauer Vertrag nicht ratifiziert werden sollte, wird 
das Berlin-Abkommen, dessen inhaltliche Beratung 
nicht Gegenstand dieses Gutachtens ist, keineswegs 
hinfällig. 

Alles, was die Position West-Berlins festigt und 
sichert, nützt auch der deutschen Frage. West-Berlin 
droht aber auf lange Sicht gesehen, in einen 
Schwebezustand zu geraten, je breiter die inter- 
nationale Bewertung der Deutschlandpolitik im 
Sinne eines Sich- Abfindens der Deutschen mit der 
Teilung Deutschlands wird. Denn die Besonderheit 
der Existenz West-Berlins beruht letzten Endes dar- 
auf, daß die Vier Mächte nach Ende des II. Welt- 
krieges davon ausgingen, daß Deutschland als 
Ganzes existiert, von ihnen verantwortet wird, und 
Berlin seine Zukunftsperspektive als Hauptstadt 
eines wiedervereinigten Deutschland hat. 

Die Abgeordneten der CDU/CSU haben die begrün- 
dete Sorge, daß die Verträge keine solide Grund- 
lage für eine Verbesserung der Lebensverhältnisse 
im geteilten Deutschland schaffen. Eine Annahme 
der Verträge schließt die Gefahr einer Verfestigung 
der Teilung Deutschlands ein. 


Bonn, den 11. April 1972 

Dr. Gradl Dr. Mende Dr. Geßner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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